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EDITORIAL

Die kontinuierliche Fortbildung ist 
seit jeher ein elementarer Bestandteil 
der Ausübung unseres Freien Berufes. 
Die Berufsordnung auf Grundlage des 
Heilberufsgesetzes unseres Landes ver-

-

und damit einen wissenschaftlich hoch-
stehenden Berufsstand zu erhalten. Na-
türlich ist es auch der Wettbewerb mit 
dem Kollegen um die Ecke, der uns in 
die Fortbildungsveranstaltungen treibt. 
Schließlich ist es aus haftungsrecht-
lichen Gründen notwendig, sich durch 
geeignete Fortbildungsmaßnahmen im-
mer wieder neu am aktuellen Stand der 
Wissenschaft zu orientieren und zu mes-
sen und nicht zuletzt betrachten wir es 
auch als persönliche Herausforderung, 
unsere Patienten auf der Grundlage der 
neuesten Erkenntnisse zu behandeln. 

Im Gegensatz zu anderen Heilberufen 
wird die zahnärztliche Fortbildung von 

-
ziert und ist somit weitgehend unabhän-
gig von den wirtschaftlichen Interessen 
anderer.

das SGB V im § 95d alle an der kassen-
zahnärztlichen Versorgung teilnehmenden 
Kolleginnen und Kollegen, Fortbildungen 
in einem gesetzlich vorgeschriebenen 
Fünf-Jahres-Zeitraum nachzuweisen. 
Nach anfänglichen Startschwierigkeiten 
haben die beiden zahnärztlichen Körper-
schaften unseres Landes zu einer guten 
Kooperation auf diesem Gebiet gefunden. 
Die von der Bundeszahnärztekammer 

-
wertung von Fortbildungsmaßnahmen 
wird von der Kassenzahnärztlichen Ver-
einigung anerkannt. Somit bildet sie die 
Grundlage der Überprüfung der Fort-
bildungsaktivitäten der Vertragszahn-
ärzte, die der Gesetzgeber den KZVs 
übertragen hat. Auch bei der Vergabe 
von Punkten durch die Kammer für 
einzelne Fortbildungsmaßnahmen gibt 
es keine Abstimmungsprobleme mit der 
KZV. Die Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet kann als reibungslos bezeichnet 
werden.

Jeder, der nach der Einführung der 

sein Punktekonto rechtzeitig zu füllen, 
erkannte schnell: Die für eine gute 
zahnärztliche Arbeit notwendigen Fort-
bildungsaktivitäten gehen über den 
Rahmen hinaus, der uns als Vertrags-

wurde. Das geforderte nachzuweisende 
Punktevolumen ist die Abbildung einer 

gesetzlichen Vorschrift, die sich nie-
mand im Berufsstand gewünscht hat. Es 
hat nur einen begrenzten Aussagewert 
über eine für die Berufsausübung aus-
reichende Quantität an Fortbildungs-
maßnahmen.

Die Schlussfolgerung, mit dem Er-
reichen der geforderten Punktzahl sich 
ausreichend fortgebildet zu haben, 
könnte unter Beachtung der  anfangs 
erwähnten Aspekte somit schnell pro-
blematisch werden. 

Die oben genannten Gründe für un-
sere Fortbildungsbereitschaft sind die 
Triebkraft für unsere Aktivitäten auf die-
sem Gebiet. Somit ist es nicht verwun-
derlich, dass nach dem Ende des ersten 
Abrechnungszeitraumes die übergroße 

-
ärztinnen und Zahnärzte die geforderte 
Zahl an Fortbildungsaktivitäten nach-
weisen konnte. Es ist zu hoffen, dass 
die Verwerfungen, die am Beginn und 
am Ende des ersten vorgeschriebenen 
Nachweiszeitraumes zutage traten, im 
jetzt begonnenen zweiten geringer aus-
fallen werden. Dem Sturm auf die Fort-
bildungsveranstaltungen in den Jahren 

-

Halbjahreswechsel 2009. Im Wissen 
darüber, dass die geforderten Punkte 
bei einem verantwortungsbewussten 
Fortbildungsverhalten gut erreichbar 
sind, wird vermutlich wieder etwas 
mehr Kontinuität einziehen.

Die Zahnärztekammer vergibt für 
Kolleginnen und Kollegen, die inner-
halb von drei Jahren 150 Fortbildungs-
punkte erwerben und nachweisen, ein 
gesondertes Fortbildungssiegel. Dieser 
Anspruch ist größer als 125 Punkte 
innerhalb von fünf Jahren, die in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung 
vorgeschrieben sind. Seit 2004 ist das 
Siegel an 346 Kolleginnen und Kolle-
gen aus unserem Land verliehen wor-
den. Nicht wenige von ihnen haben es 
bereits mehrmals erhalten. Das Siegel 
wird freiwillig erworben. Es ist Zeugnis 
über eine besondere Fortbildungsbe-
reitschaft und kann selbstverständlich 
öffentlich ausgewiesen werden.

Ich möchte Sie aufrufen, dieses Siegel 
anzustreben. Sie legen damit für sich 
und unseren Freien Beruf ein Zeugnis 
ab über die hohe Verantwortung, mit 
der wir unsere Tätigkeit ausüben.

Die Zahnärzte-

Vorpommern vergibt 
seit 2004 

ein Fortbildungs-
siegel.

Dr. Jürgen Liebich 
ruft dazu auf, dieses 

Siegel anzustreben. Es 
ist Zeugnis über eine 
besondere Fortbil-

dungsbereitschaft und 
kann selbstverständ-
lich öffentlich ausge-

wiesen werden.

Dr. Jürgen Liebich
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perschaften M-V kostenlos. Nichtmitglieder 
erhalten ein Jahresabonnement für 36 Euro, 
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Antje Künzel
(Bauernhof Schaffrin, Langen Brütz)
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Vertrauen.
Das ist Vertrauen.
Das gibt Sicherheit.
Das ist die INTER.

Als eine „tragende Säule unseres 
Gesundheitssystems“ bezeichnete  
Nikolaus Voss, Staatssekretär im Mi-
nisterium für Soziales und Gesund-
heit, die Zahnärzte in Mecklenburg-
Vorpommern. „Ihr Engagement sorgt 
dafür, dass sich die Versorgung der 
Mecklenburger und Pommern auf 
hohem Niveau bewegt“, sagte Staats-
sekretär Voss zur Eröffnung des 18. 
Zahnärztetages, der 60. Jahrestagung 
der Mecklenburg-Vorpommerschen 
Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde und der 6. Jahres-
tagung des Landesverbandes Meck-
lenburg-Vorpommern der Deutschen 
Gesellschaft für Implantologie. Er 
sei sicher, dass dieses Niveau auch 
in Zukunft gehalten werden könne. 
Voss lobte das gute Verhältnis des 
Ministeriums zur  Zahnärztekam-
mer.

Der Staatssekretär unterstrich die 
Bedeutung der Prävention. Als ge-
lungenes Beispiel nannte er in die-
sem Zusammenhang den „Zahnärzt-

lichen Kinderpass“. Dieser sieht vor, 
dass schon zwei Untersuchungen und 
Beratungen der werdenden Mutter 

erfolgen sollen. Für Kinder ab einem 
Alter von einem halben Jahr und 
bis zu einem Alter von sechs Jahren 

sind insgesamt elf Vorsorge-Unter-
suchungen vorgesehen. Seit Jahren 
steige der Anteil kariesfreier Schüler 
in Mecklenburg-Vorpommern. „Wir 
lernen: Erfolge sind möglich!“, fol-
gerte Staatssekretär Voss. „Ich wage 
die Aussage: Wer die Vorgaben des 
Kinderpasses befolgt, verschafft 
Mädchen und Jungen einen guten 
Start ins Leben – zumindest was ihre 
Zahngesundheit betrifft.“

Gesundheit sei immer stark abhän-
gig vom sozialen Status. „Sowohl 
Karies als auch Parodontitis sind 
in sozial schwierigen Lebenslagen 
– niedriger Bildungsstand und ge-
ringes Einkommen – deutlich häu-

Präsident der Zahnärztekammer Me-
cklenburg-Vorpommern Dr. Dietmar 
Oesterreich in seinem einführenden 
Statement. Laut einer Untersuchung 
des Instituts Deutscher Zahnärzte in 
Köln haben die unteren Statusgrup-
pen eine erhöhte Krankheitslast. 
Durch Erfolge der Prävention ver-

Anzeige

Dr. Dietmar Oesterreich während des 
Zahnärztetages 2009
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mindere sich diese Krankheitslast, 
allerdings deutlich langsamer als bei 
den übrigen sozialen Gruppen. „Bei 
einer Armutsquote in Mecklenburg-
Vorpommern von 23 Prozent sind 
niedrigschwellige Präventionsange-
bote besonders wichtig“, betonte Dr. 
Oesterreich. 

Die Zahnärztekammer setze seit 
2004 auf den Kinderpass, von dem 

bisher 90 000 ausgegeben worden 
-

deckenden Einsatz geschaffen. Dies 
ist einmalig in Deutschland und 
vollständig aus eigenen Kräften des 
Berufsstandes entstanden“, sagte der 
Zahnarzt. „Wir appellieren an alle 
Beteiligten, insbesondere an Kosten-
träger, den öffentlichen Gesundheits-
dienst und die Gesundheitspolitik in 

unserem Bundesland, den Zahnärzt-
lichen Kinderpass zu nutzen und im 
Land zu propagieren.“

Staatssekretär Voss lobte aber auch 
das Projekt „Alterszahnheilkunde“. 
„Die rechtzeitige Behandlung von 
Karies oder Parodontitis und die Ver-
sorgung mit Prothesen verbessern die 
Lebensqualität multimorbider oder 
behinderter Senioren erheblich“, 
sagte Nikolaus Voss.

Mit dem Pilotprojekt Alterszahn-
heilkunde, das die Zahnärztekammer 
mit Unterstützung des Sozialministe-
riums initiiert hat, beschreitet Meck-
lenburg-Vorpommern neue Wege. 

Das Angebot richtet sich an Seni-
oren, die in ihrer Mobilität so sehr 
eingeschränkt sind, dass sie den 
Zahnarzt nicht aufsuchen können. 
Dank zweier „mobiler Dentalein-
heiten“ sind die am Pilotprojekt be-
teiligten Zahnärzte in der Lage, die 

und des Augustenstifts in Schwerin 
in deren gewohnter Umgebung zu 
versorgen. Das Projekt werde, so Dr. 
Oesterreich, im Rahmen eines Ver-
sorgungsforschungsansatzes von der 
Universität Greifswald wissenschaft-
lich ausgewertet. 

Erste Zwischenergebnisse der Eva-
luation zeigen, dass bei der Hälfte 
der bereits untersuchten Patienten 
der Einsatz einer mobilen Behand-
lungseinheit erforderlich war. Bei 
70 Prozent der Betroffenen ist ein 
Transport in eine Zahnarztpraxis 
kaum möglich. 

Fast die Hälfte der Zeit für die Be-
treuung solcher Patienten muss für 
die Vor- und Nachbereitung durch 
das zahnärztliche Behandlungsteam 
aufgewendet werden. Dr. Oesterreich 
kündigte an, dass zum Ende des Jah-
res eine umfassende Analyse vorge-
stellt werde.  

Zur aktuellen Gesundheitspolitik 
sagte Dr. Oesterreich, dass die Gebüh-
renordnung für Zahnärzte (GOZ) „in 
der Ablage des BMG“ gelandet sei. 
Er schrieb der nächsten Bundesregie-
rung ins Stammbuch, dass drei Dinge 
nicht ignoriert werden könnten: Die 
Bevölkerung werde immer älter und 
verursache durch eine zunehmende 
Krankheitslast mehr Kosten, der 
technische Fortschritt sei unaufhalt-
sam und der Patient habe inzwischen 
eine andere Erwartungshaltung an 
medizinische Leistungen. „Eine Ost-
West Angleichung ist längst überfäl-
lig“, betonte der Präsident. 

Pressekonferenz zum Zahnärztetag

Dentalaussteller während der Eröffnungsrede

Dr. Andreas Crusius, Präsident der 
-

mern

Prof. Dr. Reiner Biffar, Vorsitzender 
der mecklenburg-vorpommerschen 
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Dr. Oesterreich unterstrich die Be-
deutung der Versorgungsforschung 
für die Zukunft der Zahnheilkunde: 
„Wir müssen gegenüber der Politik 
unsere Argumentationen vertreten.“ 
Das gehe am besten mit der Versor-
gungsforschung, die die Patienten-
seite, die Zahnärzte und das Gesund-
heitssystem gleichermaßen im Focus 
habe. „Ziel ist es, die gesundheitliche 
Versorgung zu verbessern“, so der 

Präsident.
Der Präsident der Ärztekammer 

Mecklenburg-Vorpommern, Dr. An-
dreas Crusius, kritisierte ebenfalls 
die Gesundheitspolitik der Bundes-
regierung. „Ulla Schmidt muss man 
erklären, dass ein Feuerwehrmann 
auch nicht das verbrauchte Lösch-
wasser bezahlen muss oder ein Pilot, 
der wegen Gegenwind länger für den 
Flug nach Mallorca braucht, ebenfalls 

nicht das Kerosin bezahlen muss“, so 
Dr. Crusius zu den Budgetzwängen, 
die den Leistungsträgern im Gesund-
heitswesen auferlegt sind. 

Im Anschluss an die einführenden 
Worte wurden zwei verdiente Per-
sönlichkeiten geehrt: Prof. Dr. Hein-
rich von Schwanewede erhielt die 
Silberne Ehrennadel der Deutschen 
Zahnärzte. (siehe Seite 8). Prof. Dr. 
Rosemarie Grabowski erhielt aus 
den Händen des Vorsitzenden Prof. 
Dr. Reiner Biffar die Ehrenmitglied-
schaft der Mecklenburg-Vorpommer-
schen Gesellschaft für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde.

Außerdem wurden 13 Kolleginnen 
und Kollegen vom wissenschaft-
lichen Leiter des Zahnärztetages, 
Prof. Dr. Wolfgang Sümnig, und von 

-
kat zum Abschluss des Curriculums 
Implantologie der Zahnärztekammer 
übergeben.

Ein Bericht zur wissenschaftlichen 
Zusammenfassung des Zahnärzte-
tages erscheint in der nächsten Aus-
gabe.

Blick in den Saal

Podiumsdiskussion – Prof. Dr. Wolfgang Sümnig (r.) als hervorragender wis-
senschaftlicher Leiter der Veranstaltung

Angeregte Diskussionen

Anzeige
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Zwei schöne Jahre sind vorbei. 
Zwei Jahre voller Informationen 
über die „Betreuung von Implan-
taten in guten und in schlechten 
Zeiten“. Erkenntnisse über Kno-
chenqualität, Knochenangebot und 
-nachfrage, Augmentation, Weich-
gewebsmanagement, prothetische 
Versorgung und Ästhetik, um nur 
einige Themenschwerpunkte zu er-
wähnen, wurden vermittelt. 

An acht Wochenenden pendelten 
wir zwischen Greifswald, Rostock, 
Güstrow und Kiel. Wir lernten 
Neues, frischten Vergessenes auf, 
diskutierten und schauten erfah-
renen Kollegen aus ganz Deutsch-
land über die Schulter. Alles fand in 
angenehmer Atmosphäre statt und 
an den Gesellschaftsabenden gab es 
noch Gelegenheit zum Erfahrungs-
austausch sowohl untereinander, als 
auch mit den Professoren. Dadurch 
und durch die beiden Hospitationen 
erhielten wir das nötige Rüstzeug 
für die Supervision, in der wir einen 
eigenen Fall unter sachkundigen Au-
gen operierten. Beim diesjährigen 
18. Zahnärztetag in Warnemünde 
fand dann das kollegiale Abschluss-
gespräch statt, in dem wir fünf eige-
ne Patientenfälle vom ersten Bera-
tungsgespräch bis zur Eingliederung 
des Zahnersatzes vorstellten und 
nach bestandener Prüfung das Zer-

-

so dass wir zusätzliche Einblicke in 
unterschiedliche Systeme erhielten. 

Alles in allem eine spannende 
und für andere Kollegen sehr emp-
fehlenswerte Kursreihe, die jedem 
Teilnehmer die theoretischen und 
praktischen Voraussetzungen zum 

selbstständigen Implantieren in ei-
gener Praxis vermittelte. Kultureller 
Höhepunkt war der Gesellschaftsa-
bend des Zahnärztetages in den Pra-

ger Bierstuben in Warnemünde, bei 
dem in geselliger Runde bei heiteren 
und entspannten Gesprächen der Sli-

Unser Dank gilt allen Personen, 
die uns über die zwei Jahre beglei-
tet haben, besonders aber Professor 
Dr. Wolfgang Sümnig, der sich mit 
großem Engagement dafür einsetzte, 
dass das Curriculum zum zweiten 
Mal hauptsächlich in Mecklenburg-

die Entfernungen zu den Kursorten  
überschaubar waren. Wir wünschen 
ihm und allen Beteiligten, dass auch 
in Zukunft viele weitere Curricula 
in diesem Bundesland in entspre-
chender Art ablaufen können.

Dr. Dietmar Oesterreich mit Teilnehmern des Curriculums während der feier-

Prof. Dr. Wolfgang Sümnig

Die 17. Fortbildungs-
tagung für Zahn-
arzthelferinnen und 
Zahnmedizinische 
Fachangestellte am 
5. September 2009 
im Kurhaus Warne-
münde hielt in die-
sem Jahr zum Thema 

Grenzen der zahn-

wieder spannende 
und interessante Vor-
träge bereit.
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Prof. Dr. Heinrich von Schwane-
wede wurde auf der gemeinsamen 
Jahrestagung der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern und der 
Mecklenburg-Vorpommerschen 
Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde an den Universi-
täten Greifswald und Rostock in 
Warnemünde mit der Silbernen Eh-
rennadel der Deutschen Zahnärzte 
ausgezeichnet. 

„Mit Beharrlichkeit und Zielstre-
bigkeit ist es unter seiner Leitung 
gelungen, die Rostocker Zahnklinik 
zu erhalten“, würdigte der Präsident 
der Zahnärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern, Dr. Dietmar Oester-
reich, die Verdienste des 70-Jährigen. 
Damit habe Prof. von Schwanewede 
einen wesentlichen Beitrag für den 
Wissenschaftsstandort Mecklen-
burg-Vorpommern geleistet. „Die 

Akzeptanz seiner Persönlichkeit 
und seines wissenschaftlichen so-

innerhalb der medizinischen Fakul-
tät und der Landespolitik war eine 
wesentliche Voraussetzung für die 
politische Entscheidung zum Erhalt 
der Rostocker Zahnmedizin. Auch 
für den Berufsstand ist dieser Er-
folg ein wichtiges Zeichen für die 
Bedeutung und Akzeptanz unseres 
Fachgebietes“, so Dr. Oesterreich.

Prof. Dr. Heinrich von Schwane-
wede erhielt im Rahmen des Zahn-
ärztetages die Silberne Ehrennadel 
der Deutschen Zahnärzte, über-
reicht von Dr. Dietmar Oesterreich, 
Präsident der Zahnärztekammer 

Im Wartezimmer des Zahnarztes sit-
zen die Patienten am liebsten – aber 
wohl nicht wegen der dadurch aufge-
schobenen Behandlung. Beim Zahn-
arzt ist die Verweildauer im Vergleich 
mit den anderen Medizinern am kür-
zesten – nämlich lediglich 20 Minu-
ten. Damit zeigen sich 91 Prozent der 
Befragten zufrieden. Beim Hausarzt 
dauert es – vielleicht ein Zeichen für 
die sprechende Medizin oder aber für 
eine schlechte Praxisorganisation – im 
Durchschnitt doppelt so lang und das 

Prozent. Trotzdem, insgesamt belasten 
Wartezeiten das Arzt-Patienten-Ver-
hältnis nicht, zu diesem überraschenden 
Ergebnis kommt eine aktuelle Studie 
der Brendan-Schmittmann-Stiftung 
des NAV-Virchow-Bundes unter dem 
Titel „Vertragsärzte im Urteil ihrer Pa-
tienten“. Bemerkenswert ist, dass die 
akzeptierte Wartezeit maximal um sie-
ben Minuten von der tatsächlichen ab-
weicht. Beim Hausarzt ertragen die Pa-
tienten eine Verweildauer von knapp 34 
Minuten, bevor Unmut aufkommt. Die 
tatsächliche Wartefrist liegt dort bei 40 
Minuten. Die Zahnärzte dagegen haben 
einen komfortablen Zeitpuffer. 

dgd

Wer sich in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung für das Prinzip der 
Kostenerstattung entscheidet, muss 
mit höheren Zuzahlungen bei Me-
dikamenten rechnen. Nach einem 
Urteil des Bundessozialgerichts 
(BSG) dürfen die Rabatte, die den 
Kassen sonst von Apotheken und 

Patienten in Rechnung gestellt wer-
den. Wenn sich Versicherte Vorteile 
davon versprächen, wie Privatpati-
enten in Vorkasse zu treten, müssten 
sie auch die „merklichen Nachteile“ 
dieser Abkehr vom normalen Sach-
leistungsprinzip in Kauf nehmen, 
befanden die Kasseler Richter (Az.: 
B 1 KR 1/09 R). 

Mit dem Urteil wiesen Deutsch-
lands oberste Sozialrichter die Kla-
ge einer 84-jährigen Frau aus dem 
Saarland ab, die von ihrer Kas-
se mehr Geld verlangt hatte. Von 
Rechnungen über insgesamt gut 770 
Euro waren ihr lediglich rund 320 
Euro erstattet worden. Unter ande-
rem hatte die Kasse bei den Medi-
kamenten bis zu 16,2 Prozent vom 
Verkaufspreis einbehalten – zusätz-
lich zur normalen Zuzahlung. Das 
entspreche dem Apotheken- und 

Herstellerrabatt, argumentierte die 
Kasse. Das BSG schloss sich dieser 
Sicht an. Unterdessen fordert Pro-
fessor Kuno Winn, Vorsitzender des 
Hartmannbundes, in einem Schrei-
ben Bundesgesundheitsministerin 
Ulla Schmidt auf, den Gleichbe-
handlungsgrundsatz einzuhalten. 
„GKV-Versicherte, die von ihrem 
gesetzlich festgelegten Anspruch 
auf Kostenerstattung Gebrauch ma-
chen, werden gegenüber den Teil-
nehmern am Sachleistungssystem in 
unzulässiger Weise benachteiligt“, 
führt Winn aus. Mit dieser Entschei-
dung konterkariere das Gericht das 
ohnehin bereits durch Kostenrisiko, 

und Abzug der Verwaltungskosten 
stark beeinträchtigte Wahlrecht 
nach § 13 Absatz 2 Satz 1. „Es darf 
am Ende nicht der Eindruck entste-
hen, dass gesetzlich Versicherte, die 
ihren Rechtsanspruch auf Kostener-
stattung wahrnehmen wollen, daran 
durch indirekte Sanktionierungen 
gehindert sind. Auch in diesem 
Sinne sollte der vorhandene Sy-
stemfehler unbedingt behoben wer-
den“, so Winn.
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Während in der jüngsten Vergan-
genheit die von einigen wenigen 
BKKs angebotenen Selektivverträge, 
zumindest in M-V, nur eine Rander-
scheinung darzustellen schienen, be-
kommt das Thema Selektivverträge 
nach § 73 c SGB V nun durch den 
von der bundesweit agierenden DAK 
mit rd. 10 Millionen Versicherten 
aufgrund des mit der Management-
gesellschaft Indento abgeschlossenen 
Selektivvertrages einen anderen 
Stellenwert. Inhalt dieses Selektiv-
vertrages ist, kurz gefasst, „Zahner-
satz für den Patienten zum Nulltarif, 
professionelle Zahnreinigung für 50 
Euro und Implantatversorgung zum 
Pauschalpreis“. Ohne jetzt näher auf 
die Angebote (Preise der Angebote) 
einzugehen, scheint es dem Gesetzge-
ber durch diesen Selektivvertrag end-
gültig gelungen zu sein, die gesetzlich 
gewollte Öffnung des Kollektivver-
tragssystems in der GKV zu vollzie-
hen. Die Tür zur Unterwanderung der 
budgetierten „angemessenen“ Vergü-
tung für eine qualitätshohe Versor-
gung wurde weiter geöffnet. Letztlich 
hatte der Gesetzgeber mit der Schaf-
fung der Möglichkeit der Einführung 
von Selektivverträgen die Vorstel-
lung, die vermeintlichen Wirtschaft-
lichkeitsreserven innerhalb der GKV 
zu erschließen, um somit die Finan-
zierbarkeit der GKV ein Stück in die 
Zukunft hinein zu sichern. Gekoppelt 
wurde dieses Konzept mit der Einfüh-

-
führung eines Qualitätsmanagement-
programmes in den Zahnarztpraxen. 
Qualitätssicherungsvorgaben werden 
über kurz oder lang folgen. Dies alles 
wurde schon im Vorfeld mit einer De-
ckelung der Honorare versehen. 

In der Gesamtbetrachtung wurden 
somit die Eckpfeiler für einen einsei-
tig orientierten Wettbewerb frühzei-
tig einbetoniert. Nur, wo führt dieser 
Wettbewerb schlussendlich hin?

Ein Wettbewerb, der darauf fußt, 
dass die DAK einen Einzelvertrag mit 
der Indento GmbH, Essen geschlossen 
hat. Die Indento GmbH wiederum ist 
mit der Firma Imex Dental neben der 
Finanzseite auch personell eng ver-
bunden. In beiden Unternehmen wird 
die Geschäftsführung von ein und 
der gleichen Person wahrgenommen. 
Über ein Netzwerk zwischen DAK, 
Indento, Imex Dental und einigen 
Zahnarztpraxen erhalten aufgrund 
dieses Vertrages die Versicherten der 

DAK Zugang zu Prophylaxe- und 
Zahnersatzleistungen zu besonders 
günstigen Preisen.

Die Krankenkasse versucht durch 
die Nutzung solch eines Netzwerkes 
ein Mehr an Versicherten an sich zu 
binden und somit im Bereich der fusi-
onsbedingten Konzentration auf Sei-
ten der Krankenkassen einen sicheren 

Platz einzunehmen, ohne von ande-
ren Krankenkassen vereinnahmt zu 
werden. Der Vertrag mit der Indento 
GmbH beinhaltet für die DAK kei-
nerlei Risiko, da keine Investitionen 
getätigt werden, sondern nur der Ver-
sichertenstamm von den beteiligten 
Firmen genutzt werden kann. Die be-
teiligten Unternehmen wollen für ihr 
Produkt einen hohen Gewinn erzielen 
und die Patienten hoffen, dass sie eine 
hohe Qualität zu einem geringen/nied-
rigen Preis erhalten. Der Zahnarzt, 
der solch einem Netzwerk beitritt, 
hofft auf Patientenzuströme und kauft 
sich damit doch nur eine kurzfristige 
Optimierung seiner Umsatzgröße ein 
und vergisst dabei, dass diese Dum-
pingpreise in der individuellen be-
triebswirtschaftlichen Kalkulation in 
der Anfangszeit nur durch die von der 
KZV ausgehandelten Kollektivpreise 
subventionierbar sind. In diesem Ge-
schäftsmodell wird, so zumindest die 
Absicht des Gesetzgebers, der Anteil 
der eingeschriebenen Patienten auf 
Dauer den Anteil der kollektivver-
traglich abgesicherten Patienten (Ho-

und dem Zahnarzt bleibt nichts an-
deres übrig, als die bisherigen hohen 
Qualitätsstandards seiner Praxis zu 
überdenken, um seine Kosten mit 

den geringeren Einnahmen decken 
zu können. Eins sollte jedem bewusst 
sein, die Preise werden nicht in den 
Himmel wachsen und sobald der Kol-
lektivvertrag durch derartige Selek-
tivverträge ausgehöhlt wurde, werden 

1930 dazu führte, dass die Kranken-
kassen Qualität und Preis festlegten. 

Auch die von der Politik verfolgte 
Konzentration auf Kassenseite durch 
Fusionen soll diese Entwicklung vo-

tätige Zahn-arzt wird Angestellter der 
Kassen. Leidtragender wird dann der 
Zahn-arzt und letztendlich der Patient 
sein.

Selektivverträge können nach un-
serem Verständnis nur dann funktio-
nieren, wenn für alle Beteiligten ein 
Vorteil zu verzeichnen ist, denn mit 
einer kassenseitig erhöhten Nachfrage 
nach qualitätsoptimierten Leistungen 
muss auch tatsächlich eine angemes-
sene Honorierung der zahnärztlichen 
Leistungen für Vertragszahnärzte des 
Landes einhergehen.

Also könnte dieses Ziel nach dem 
bisherigen Kenntnisstand und unserer 
Auffassung nur dann Aussicht auf 
Erfolg haben, wenn Selektiv-Kollek-
tivverträge durch KZVs oder deren 
Untergliederung verhandelt und ver-
einbart werden. Denn nur so ist die 
Aufsplitterung des Berufsstandes zu 
vermeiden.

Ganz wichtig ist es, die Aufsplitterung des Berufsstandes zu vermeiden und das 
Prinzip Teilen und Herrschen zu unterlaufen, warnt der Vorstand der KZV.
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TAG DER ZAHNGESUNDHEIT

Bereits seit dem Jahr 2001 gibt 
die Landesarbeitsgemeinschaft zur 

Mecklenburg-Vorpommern e. V. (LAJ 
-

raus. Dieser Kalender entsteht jeweils 
in Zusammenarbeit mit einer Schule 

2010 hat die LAJ in enger Zusam-
menarbeit mit der Neumühler Schule 
in Schwerin erstellt. Unter Anleitung 
ihrer Lehrer haben die Schülerinnen 
und Schüler ihre Ideen zum Thema 
Zahn- und Mundgesundheit gemalt 
und aufgeschrieben. Dabei sind viele 
wunderbare Zeichnungen und Ge-
schichten entstanden, die, ergänzt 
durch Lieder, Bastelanleitungen und 
vieles mehr, zu einem schönen Kalen-
der zusammengefügt wurden.

Im Rahmen der Veranstaltungen 
zum alljährlichen Tag der Zahnge-
sundheit  am 25. September, der in 
diesem Jahr unter dem Motto „Ge-
sund beginnt im Mund – krank sein 
oftmals auch“ steht, hat die LAJ Me-
cklenburg-Vorpommern den Zahn-

-
tember in der Neumühler Schule in 
Schwerin feierlich präsentiert. 

Auf der Homepage der LAJ unter 
-

drücke dieser Präsentation, die die 
Schülerinnen und Schüler der Schule 
mit einem tollen Programm umrahmt 
haben.

...und wieder war es soweit. Am 25. 
September 2009 öffnete die Grund-
schule „Gebrüder Grimm“ in Anklam 
nicht nur für ihre Schülerinnen und 
Schüler das große Schultor, sondern 
auch für viele Gäste, die zur Lan-
desauftaktveranstaltung zum Tag der 
Zahngesundheit 2009 in Mecklenburg-
Vorpommern gekommen waren. Die 
Kreisarbeitsgemeinschaft zur Förde-

-

kreises Ostvorpommern hatte gemein-
sam mit den Schülern der Schule, ihren 

einen bunten Aktionstag zum Thema 
„Gesund beginnt im Mund – krank sein 
oftmals auch“ organisiert. Nach der Be-
grüßung wurde erst einmal ordentlich 
gefrühstückt – natürlich gesund mit 
Vollkornbrot, Quark und viel Obst und 
Gemüse von der Vitaminbar. Und dann 
ging es wirklich rund im ganzen Haus: 

Auf zum Kariestunnel, zur Bastelstraße, 
in die Bücherausstellung oder zu Sport 
und Spiel auf dem Tennisplatz – überall 
war etwas los. Mit dabei war auch der 
gesunde und herrlich weiße Zahn Knas-
per, der von seiner abenteuerlichen Rei-
se über die süßen Berge bis hin zum 
bunten See erzählte. Dabei erlebte er 
natürlich viel und naschte überall, nur 
leider bekam ihm das gar nicht gut. Er 
landete verschmutzt von Schokolade 
und Himbeersirup und ohne Bein im 
Krankenhaus. Dort mühten sich Frau 
Dr. Zange und Herr Dr. Bohrer sehr 
um ihn und beinahe wäre er nicht mehr 
zu retten gewesen. Aber er erwachte 
wieder und – welch ein großes Glück 
– er hatte alles nur geträumt. Da waren 
auch die kleinen und großen Zuhörer 
erleichtert. 

Vielen Dank sagt die Landesarbeitsge-
meinschaft allen, die diesen Tag mit so 
viel Fleiß vorbereitet haben, ganz beson-
ders Zahnärztin Regina Lück und ihrem 
Team von der Kreisarbeitsgemeinschaft 

natürlich der gesamten Schule.
Die schönsten Impressionen des Ta-

ges und weitere Aktivitäten unter www.
zaekmv.de/laj.Ein gesundes Frühstück ist sooo lecker Fotos: LAJ

Stolz präsentieren die Schüler den Kalender

http://www.zaekmv.de/laj
http://www.zaekmv.de/laj
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Mit uns haben Sie „gut lachen“ und Zahnersatz vom Allerfeinsten.
Internet: www.kera-dent.de · E-Mail: keradentgmbh@aol.com

Zertifiziertes Fachlabor für
Implantatprothetik

Anzeige

Seit August 2008 bietet die DGZMK 
ihren Mitgliedern einen Beratungs-Service 
an, der von den Mitgliedern sehr positiv, 
teilweise begeistert aufgenommen wurde. 
In Fällen unklarer Mundschleimhaut-Ver-
änderungen kann ein Bild der Läsion an 
die Geschäftsstelle der DGZMK per e-mail 
geschickt werden (mundschleimhaut@
dgzmk.de), das an eine Gruppe von Spe-
zialisten weitergeleitet wird. Diese geben 
eine Verdachtsdiagnose oder Verhaltens-
empfehlung, die der einsendenden Praxis 
zeitnah zugestellt wird. Zu den mitarbei-
tenden Experten zählen deutsche Oralme-
diziner, MKG-Chirurgen sowie je ein Kol-
lege aus der Schweiz und aus Österreich. 
Koordiniert wird dieses Serviceangebot 
vom Vizepräsidenten der DGZMK, Dr. 
Wolfgang Bengel.

Zahlreiche inzwischen eingegangene 
Dankesschreiben zeigen, dass die DGZ-
MK hier einen Bedarf richtig eingeschätzt 
hat. Auch die Frequenz der eingehenden 
Anfragen belegt dies: Weit mehr als 300 
Anfragen wurden inzwischen bearbeitet.

-
änderungen im Rahmen des Oralen Lichen 
Mucosae bzw. lichenoider Läsionen, Pig-
mentierungen, Prothesenstomatopathien 
und erosiv/ulzeröser Veränderungen. Auch 
waren einige Fälle dabei, in denen wegen 
der Verdachtsdiagnose „Plattenepithel-
Karzinom“ die umgehende Überweisung 
an eine Spezialklinik empfohlen wurde.

Wegen der überaus positiven Resonanz 
auf diesen Service bietet die DGZMK ei-
nen entsprechenden Service für Röntgen-
befunde an. Dies geschieht in Kooperation 
mit der Arbeitsgemeinschaft für Röntgeno-
logie. Hier liegt die Koordination bei PD 
Dr. Schulze, Freiburg. Auch dieses Ange-
bot (roentgen@dgzmk.de) wurde dankbar 
aufgenommen und wird viel frequentiert.

Beide Dienste sind für die DGZMK und 
besonders die mitarbeitenden Kollegen/in-
nen mit viel Aufwand verbunden. Ihre Nut-
zung ist für Mitglieder kostenlos. Vorstell-
bar ist, dass aus diesen Serviceangeboten 
später einmal internetbasierte Datenbanken 
werden, die der Online-Diagnoseunterstüt-
zung dienen werden. 

Das Ministerium für Soziales und Ge-
sundheit informiert darüber, dass der 
Länderausschuss Röntgenverordnung auf 
seiner Sitzung am 12. bis 14. Mai 2009 fol-
genden Beschluss gefasst hat:

„Die Erstellung eines 3-D-Datensatzes 
mittels eines DVT-Gerätes zur ausschließ-
lichen Anfertigung einer Panoramaschicht-
aufnahme als alternatives Verfahren zur 
Herstellung einer 2-D-Panoramaschicht-
aufnahme mit einem Panoramaschichtgerät 
ist nach dem heutigen Stand der Technik 

nicht zulässig.“ D.h. errechnete panora-
maartige Darstellungen mit der 3-D-DVT-
Technik können nicht abgerechnet werden. 
Nur wenn das eigentliche Panorama-
Schlitzblendenverfahren im DVT-Gerät 
integriert ist, wären die Voraussetzungen 
für eine Panoramaaufnahme erfüllt und 
könnte diese umfassend ausgewertet und 
abgerechnet werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Anfragen kommerzieller Anbieter nach der Einführung eines Qualitätsmanagements 
in Zahnarztpraxen häufen sich. Nicht immer wird dabei seriös vorgegangen. Es gibt kei-
nen Grund, überstürzt derartige Angebote anzunehmen. Ein erheblicher Zeitdruck besteht 
derzeit nicht. Jedoch häufen sich auch bei den Körperschaften die Nachfragen, wann die 
QM-CD denn nun kommen wird. 
Kassenzahnärztliche Vereinigung und Zahnärztekammer unseres Landes haben sich da-
rauf verständigt, ein Qualitätsmanagement-System auf einer CD zusammenzustellen. Da-
bei werden die grundlegenden Anforderungen der Richtlinie des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (G-BA) zur Umsetzung der im SGB V gemachten Vorgaben berücksichtigt.

Kammer- und Vertreterversammlung.  Nach Eingang der Rückmeldungen wird ein ge-
meinsames Gremium von Kammer und KZV die Überarbeitung der ersten Version der 
CD vornehmen. Es ist geplant, im 1. Halbjahr 2010 zur Fortbildung und Einführung in 
das Thema Großveranstaltungen landesweit anzubieten. Die Kosten für den Erwerb der 
CD und die Teilnahme an den Veranstaltungen liegen voraussichtlich unter 200 Euro je 
Praxisteam. 
Erst ab dem 1. Januar 2011 beginnt die Zeit des gesetzlich vorgeschriebenen Nachweises 
über die Einführung eines Qualitätsmanagementsystems in Ihrer Praxis. Die angebotene 
CD wird Sie kurzfristig und mit überschaubarem Aufwand in die Lage versetzen, die 
grundlegenden Anforderungen zu erfüllen. In der Folge wird die Software durch bei-

Systems auch erfolgt.

Vorsitzender des Ausschusses    stellvertretender Vorsitzender 
Zahnärztliche Berufsausübung    der KZV
und Hygiene der ZÄK M-V

http://www.kera-dent.de
mailto:keradentgmbh@aol.com
mailto:roentgen@dgzmk.de


12 dens 10/2009

ZAHNÄRZTEKAMMER

Am 3. September startete an 
der Fritz-Reuter-Grundschule in 
Schwerin die Kampagne der Tech-
niker Krankenkasse (TK) und der 
Zahnärztekammer in Mecklenburg-
Vorpommern, alle Grund- und För-
derschulen unseres Bundeslandes 
mit jeweils einer Zahnrettungsbox 

im Beisein des Schirmherren Henry 
Tesch, Minister für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Mecklenburg-
Vorpommern,  war der Auftakt für 
den Versand der rund 500 Zahnret-
tungsboxen. Diese werden derzeit an 
allen Grund- und Förderschulen in 
Mecklenburg-Vorpommern über die 
Schulämter verteilt. Begleitend erhal-
ten diese Schulen Flyer und Plakate 
mit Hinweisen, was nach einem Zah-
nunfall zu beachten ist. In der Regel 
sollen die Boxen in den Sekretariaten 
der Schule verwahrt werden.

Kultusminister Tesch äußerte auf 
der Übergabeveranstaltung dazu: 
„Unfallbedingte Verletzungen im 
Zahnbereich können eine langwierige 
und aufwendige Behandlung zur Fol-
ge haben. Diese Zahnrettungsbox ver-
ringert zwar nicht die Unfallgefahr, 
kann jedoch entscheidend die Folgen 
von Verletzungen minimieren.“ Er 
dankte der Zahnärztekammer und der 
TK für ihr Engagement.

Die Zahnrettungsbox ist mit spe-
zieller Flüssigkeit gefüllt, um den 
ausgeschlagenen Zahn oder das 
Zahnstück feucht und steril zu halten. 
„Das richtige Verhalten in den ersten 
Minuten nach einer solchen Verlet-
zung ist entscheidend für das weitere 
Schicksal der verletzten Zähne. Wenn 
sie richtig versorgt werden, heilen die 
herausgeschlagenen Zähne sehr häu-

Jahre im Kiefer“, bestätigt der Präsi-
dent der Zahnärztekammer Dr. Diet-
mar Oesterreich. In Notfällen kann 
der Zahn, aufbewahrt in der Zahn-
rettungsbox, noch bis zu 48 Stunden 
nach dem Trauma reimplantiert wer-
den.

Die TK hat von allen Kassen die 
meisten mitversicherten Kinder und 
Jugendlichen in Mecklenburg-Vor-
pommern und engagiert sich deshalb 
im besonderen Maß für deren Ge-
sunderhaltung. „Mit dieser Aktion 

wollen wir gemeinsam mit der Zahn-
ärztekammer durch breite Aufklärung 
und Vorhaltung derartiger Notfallsets, 
Kummer und Leid und natürlich auch 
Kosten sparen“, erklärt Dr. Volker 
Möws, Leiter der TK-Landesvertre-
tung in Mecklenburg-Vorpommern, 
das Anliegen der Aktion.

Sollte die Zahnrettungsbox ge-

braucht worden sein, garantiert die 
TK den Schulen kostenlosen Ersatz. 
Zunächst bis 2012 können die Schu-
len in diesem Fall neue Zahnrettungs-
boxen von der TK kostenlos anfor-
dern.

Dieses Projekt muss einer Evalua-
tion unterzogen werden. Schließlich 
geht es nicht nur um einen einmaligen 
Effekt, sondern um Nachhaltigkeit in 
der Prävention. Auf der Übergabever-
anstaltung in Schwerin betonte Dr. 
Oesterreich, dass es eine gemeinsame 
Aufgabe von Zahnärzten, Politik und 
Kostenträgern sei, in der ständigen 
Diskussion darüber zu bleiben, wie 
die Versorgung betroffener Kinder 
noch weiter verbessert werden kann. 
Deswegen äußerte er die Bitte an die 
Schulen und die beteiligten Zahn-
ärzte, die Zahnunfälle von Kindern 
und Jugendlichen versorgen, sich bei 
Problemen und mit Ideen zur Opti-
mierung an die Zahnärztekammer zu 
wenden.

In einer der nächsten Ausgaben der 
dens wird dazu ein Rückmeldebogen 
zu Zahnunfällen von Kindern und Ju-
gendlichen veröffentlicht, der dann 
auch auf der Homepage der Zahnärz-
tekammer Mecklenburg-Vorpommern 
(www.zaekmv.de) abgerufen werden 
kann.

Schüler der Fritz-Reuter-Grundschule in Schwerin freuen sich über den Erhalt 
der Zahnrettungsbox.

http://www.zaekmv.de
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Aktualisierungskurs
Fachkunde im Strahlenschutz
Prof. Dr. U. Rother, Dr. R. Bonitz, 
Priv.-Doz. Dr. P. Machinek
14.30 – 20.30 Uhr
Trihotel am Schweizer Wald 
Tessiner Straße 103
18055 Rostock
Seminar Nr. 18
Seminargebühr: 75,00 €

Auffrischungskurs Akupunktur. Für alle, 
die Akupunkturkurse absolviert haben 
und ihr Wissen aufpolieren möchten, um 
es gezielt in der Praxis einzusetzen.
Dr. W. Wojak
6. November 14 – 19 Uhr, 
7. November 9 – 16 Uhr
Trihotel am Schweizer Wald 
Tessiner Straße 103
18055 Rostock
Seminar Nr. 19
Seminargebühr: 245,00 €

Operative Entfernung retinierter und ver-
lagerter Zähne – Wer? Wann? Warum?
Prof. Dr. W. Sümnig, 
Prof. Dr. T. Gedrange

14 – 19 Uhr
Zentrum für ZMK 
W.-Rathenau-Straße 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 22
Seminargebühr: 215,00 €

Update zur professionellen Zahnrei-
nigung (Fortbildung für die zahnärzt-
liche Mitarbeiterin)
DH J. Daus
14 – 19 Uhr
Zentrum für ZMK 
W.-Rathenau-Straße 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 37
Seminargebühr: 190,00 €

Chirurgische Parodontitistherapie
Prof. Dr. H. Jentsch
9 – 14 Uhr
Intercity Hotel, Grunthalplatz 5-7
19053 Schwerin
Seminar Nr. 24
Seminargebühr: 240,00 €

Planung, Therapieablauf und Prognose 
des parodontal geschädigten Gebisses

Prof. Dr. T. Kocher
14 – 19 Uhr
Zentrum für ZMK 
W.-Rathenau-Straße 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 26
Seminargebühr: 125,00 €

Strukturierte Abfolge prothetischer 
Therapie (Schritt für Schritt). Regis-
trieren und Abformen in unterschied-
lichen Situationen (mit Übungen)
Prof. Dr. R. Biffar
27. November 15 – 21 Uhr, 
28. November 9 – 15 Uhr
Zentrum für ZMK 
W.-Rathenau-Straße 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 30
Seminargebühr: 295,00 €

Das Referat Fortbildung ist unter Te-
lefon: 0385-5 91 08 13 und unter Fax: 
0385-5 91 08 23 zu erreichen.

 Weitere Semi-
-

doch bereits ausgebucht sind, werden 
an dieser Stelle nicht mehr aufgeführt 
(siehe dazu im Internet unter www.
zaekmv.de – Stichwort Fortbildung).

Anzeige

9 Punkte

Das Seminar Nr. 28 „Problemdis-
kussion bei der Anwendung von 
selbstligierenden Brackets und ske-
lettaler Verankerung zur Vermei-
dung von Behandlungsfehlern“ mit 
dem Referenten Mohamed Nasef, 
geplant am 21. November 2009 in 
Rostock, wird auf den 28. Novem-

 von 10 – 15 Uhr in 
der Klinik und Poliklinik für ZMK 
„Hans Moral“ in Rostock statt.

15 Punkte

6 Punkte

6 Punkte

6 Punkte

8 Punkte

Bisher gab es in Deutschland keine ein-
heitliche Anlaufstelle für die Bevölkerung 
bei Fragen zum Thema Krebs. Dies wird 
sich mit der Allianz zwischen dem Krebs-
informationsdienst (KID) am Deutschen 
Krebsforschungszentrum und der Deut-
schen Krebshilfe ändern. Ab Herbst werden 
die bisher getrennten Informationsangebote 
zusammengeführt und in ein gemeinsames 

qualitätsgeprüftes Informationsangebot 
überführt. 

Dazu gehört auch die bundesweite kos-
tenlose Rufnummer 0800 420 30 40, unter 
der sich Ratsuchende zu allen Fragen rund 
um das Thema Krebs informieren kön-
nen. Die Krebsinformation wird damit in 
Deutschland gestärkt und künftig von vier 
starken Partnern gemeinsam getragen: dem 

Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF), dem Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG), der Deutschen 
Krebshilfe und dem Deutschen Krebsfor-
schungszentrum (DKFZ).
Weitere Informationen im Internet unter: 
www.bmg.bund.de; www.bmbf.bund.de; 
www.krebsinformationsdienst.de; www.
krebshilfe.de; www.dkfz.de

http://www.zaekmv.de
http://www.zaekmv.de
http://www.bmg.bund.de
http://www.bmbf.bund.de
http://www.krebsinformationsdienst.de
http://www.krebshilfe.de
http://www.krebshilfe.de
http://www.dkfz.de
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Anzeige

Während Gesundheitsstaatssekre-
tärin Marion Caspers-Merck (SPD) 
von der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Baden-Württemberg fordert, 
dass mindestens die Hälfte der 6500 
Zahnärzte sich bereit erklären müs-
sen, Versicherte mit Basistarif zu be-
handeln, erweist sich der neue Tarif 
als Flop. Nur wenige Menschen ha-
ben von dem Tarif bislang Gebrauch 
gemacht. Es gibt ihn seit Jahresan-
fang. Er kostet bis zu 570 Euro im 
Monat und gibt den Leistungskatalog 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung wieder.

Seit neun Jahren gibt es ein 
besonderes berufsbegleitendes 
Fortbildungsangebot für junge 
Zahnärztinnen und Zahnärzte, die 
Interesse an der Übernahme von 
Verantwortung in Gremien der 
zahnärztlichen Berufspolitik und 
Selbstverwaltung haben und sich 
das notwendige Know-how dafür 
zulegen wollen. 

Derzeit zwölf zahnärztliche 
Körperschaften unter der Schirm-
herrschaft von BZÄK und KZBV 
tragen die Fortbildungsplattform, 
mit dem Ziel einer umfassenden 
wissenschaftlich und systematisch 
ausgerichteten Selbstprofessiona-
lisierung der Zahnärzteschaft für 
den Erhalt und die Stärkung der 
Freiheit im Heilberuf. Mit der po-
litischen Fortbildung erhalten die 
Teilnehmer zudem auch Rüstzeug 
für das betriebswirtschaftliche 
Management ihrer Praxis. Den 
fünften Studiengang der Akade-
mie schließen Ende des Jahres 
2009 20 Kolleginnen und Kolle-
gen erfolgreich ab.

Der sechste postgraduale Fortbil-
dungsgang der Akademie beginnt 
im Februar 2010 und erstreckt 

sich über zwei Jahre bis Ende 

an insgesamt zehn Wochenenden 
in Form von Seminarblöcken statt 
und eine Anmeldung ist noch bis 
zum Jahresende möglich. 

Die Studienvermittlung erfolgt 
-

te Dozenten aus Wissenschaft und 
Praxis. Für das zweijährige Curri-
culum wird eine Gebühr in Höhe 
von 3900 Euro erhoben. Die Teil-
nahme wird gemäß den Leitsätzen 
der BZÄK/DGZMK/KZBV zur 
zahnärztlichen Fortbildung mit 
Punkten bewertet.

Ein akademischer Abschluss 
ist unter teilweiser Anrechnung 
der AS-Fortbildung möglich. 
In postgradualer Form kann ein 
dreisemestriges Studium an der 
Leuphana Universität Lüneburg 
angeschlossen werden. Bei er-
folgreichem Abschluss ist der 
Erwerb des akademischen Titels 
Master of Business Administra  
tion möglich.

Anmeldung und weitere Infor-
mationen über die Internet-Seite 
www.zahnaerzte-akademie-as.de 

Wir wollen nicht die Krankenkas-
sen niedermachen“, erklärt Dr. Norbert 
Scholz. „Aber wenn Ärzte bewertet 
werden dürfen, müssen sich die Kassen 
das auch gefallen lassen.“ Aus diesem 
Grund hat der Allgemeinmediziner aus 
Krefeld gemeinsam mit einem Pro-
grammierer und einem Heilpraktiker 
im Vorfeld des stark kritisierten Starts 
des AOK-Bewertungsportals eine Platt-
form auf die Beine gestellt, auf dem 
Ärzte, medizinische Leistungserbringer 
Patienten und Angehörige ein Urteil 
über Krankenkassen abgeben können. 
Auf www.krankenkassenbewertungen.
net sollen sowohl positive Erfahrungen 
als auch negative Erlebnisse dokumen-
tiert werden. 

„Im Moment ist das noch eine eh-
renamtliche Geschichte“, sagt Scholz. 
Wenn die Nachfrage entsprechend grö-
ßer werde, sei auch eine Finanzierung 
über Werbung denkbar.

In den Ländern Berlin und Bran-
denburg wollen die beiden AOK-
Landesverbände fusionieren. Eine 
AOK Berlin-Brandenburg hätte 1,3 
Millionen Mitglieder und bessere 
Chancen bei Vertragsverhandlungen, 
sagte der Sprecher der brandenbur-
gischen AOK, Jörg Trinogga. Die 
Kassen streben die Vereinigung zum 
1. Januar 2010 an. Zudem soll eine 
Verwaltungsvereinbarung zur Zu-
sammenarbeit und gegenseitigen In-
formation unterzeichnet werden.

http://www.anwalt.info
mailto:kanzlei@anwalt.info
http://www.studienplatzklagen.com
http://www.zahnaerzte-akademie-as.de
http://www.krankenkassenbewertungen
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Aufgrund des § 42 Heilberufsgesetz des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 22. 
Januar 1993 (GVOBl. M-V S. 62), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 17. März 2008 
(GVOBl. M-V S. 106), hat die Kammerver-
sammlung der Zahnärztekammer Mecklen-
burg-Vorpommern am 4. Juli 2009 folgende 
Weiterbildungsordnung beschlossen:

(1) Zahnärzte können nach Maßgabe dieser 
Weiterbildungsordnung Fachgebietsbezeich-
nungen führen, die auf besondere Fähigkeiten 
und Kenntnisse auf bestimmten Gebieten der 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde hinweisen. 
Es können mehrere Fachgebietsbezeichnungen 
nebeneinander geführt werden.

(2) Eine Fachgebietsbezeichnung darf führen, 
wer eine Anerkennung der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern erhalten hat.

(3) Wer Fachgebietsbezeichnungen führt, be-
schränkt sich in seiner Tätigkeit in der Regel 
auf diese Fachgebiete.

(1) Eine Anerkennung erhält auf Antrag, wer 
nach der zahnärztlichen Approbation die vor-
geschriebene Weiterbildung erfolgreich abge-
schlossen hat.

(2) Die Weiterbildung erfolgt in praktischer 
Berufstätigkeit und theoretischer Unterwei-
sung. Sie umfasst die für den Erwerb der jewei-
ligen Fachgebietsbezeichnung erforderliche 
Vertiefung der Kenntnisse und Fähigkeiten. 
Dauer und Inhalt der Weiterbildung in den 
einzelnen Fachgebieten richten sich nach den 
Bestimmungen des 3. Abschnitts dieser Weiter-
bildungsordnung.

(3) Die Weiterbildung darf drei Jahre nicht unter-
schreiten und erfolgt in der Regel zeitlich zusam-
menhängend. Die Dauer der Weiterbildung in den 
einzelnen Fachgebieten ist im 4. und 5. Abschnitt 
dieser Weiterbildungsordnung geregelt.

(4) Weiterbildungszeiten an einer Weiterbil-
dungsstätte müssen mindestens 6 Monate um-
fassen. Der Vorstand kann auf Antrag kürzere 
Weiterbildungszeiten anerkennen, wenn es mit 
den Zielen der Weiterbildung vereinbar ist.

(1) Die Weiterbildung erfolgt grundsätzlich 

(2) Erfolgt die Weiterbildung in Teilzeit, muss 
sichergestellt sein, dass Gesamtdauer und Qua-
lität nicht geringer sind als bei einer ganztä-
gigen Weiterbildung. 

(3) Der Vorstand der Zahnärztekammer kann 
in begründeten Einzelfällen genehmigen, dass 
die Weiterbildung teilweise nicht in hauptbe-

mit den Zielen der Weiterbildung vereinbar ist. 
Die Genehmigung ist vor Aufnahme der nicht 

Zahnärztekammer zu beantragen. 

(4) Wesentliche Unterbrechungen von Weiter-
bildungszeiten müssen nachgeholt werden. Un-
terbrechungen aus persönlichen Gründen, die 
nicht mehr als sechs Wochen im Kalenderjahr 
betragen, gelten in der Regel als unwesentlich. 

Praxis ist auf die Weiterbildungszeit nicht an-
rechnungsfähig.

(1) Die Weiterbildung in den Fachgebieten wird 
unter verantwortlicher Leitung hierzu ermächtig-
ter Kammermitglieder (Weiterbilder) in zugelas-
senen Weiterbildungsstätten durchgeführt. 

(2) Die Ermächtigung zur Weiterbildung wird 
auf Antrag erteilt, wenn der Zahnarzt seine 
fachliche und persönliche Eignung gegenüber
der Zahnärztekammer nachweist. Er muss 
fachlich umfassende Kenntnisse, Fertigkeiten 
und Erfahrungen besitzen, die sich auf das 
Fachgebiet beziehen, für das er ermächtigt 
wird. Die Ermächtigung kann auf einzelne 
Weiterbildungsinhalte beschränkt und mit Auf-
lagen sowie dem Vorbehalt des Widerrufs ver-
sehen werden. 

(3) Die Ermächtigung zur Weiterbildung er-
lischt mit der Beendigung der Tätigkeit des 
Weiterbilders an der Weiterbildungsstätte. 

(4) Der Weiterbilder hat die Weiterbildung 
persönlich zu leiten und entsprechend der Wei-
terbildungsordnung zu gestalten. Er teilt dem 
weiterzubildenden Zahnarzt unverzüglich und 
schriftlich mit, wenn er die ordnungsgemäße 
Weiterbildung als gefährdet ansieht. Er hat in 
jedem Einzelfall ein Zeugnis auszustellen, das 
über Zeitdauer, Ausbildungsmodus (ganztägig, 
halbtägig, kontinuierlich, nicht kontinuierlich), 
Inhalt, Umfang, Ergebnis der Weiterbildung 
und über erworbene Kenntnisse und Fertig-
keiten Aufschluss gibt.

(5) Grundsätzlich darf ein Weiterbilder nur die 
Weiterbildung eines weiterzubildenden Zahn-

arztes leiten. Der Vorstand kann Ausnahmen 
zulassen, wenn hierdurch die Durchführung 
einer ordnungsgemäßen Weiterbildung nicht 
gefährdet wird. 

(6) Die Zulassung der Praxis eines niederge-
lassenen Zahnarztes oder einer ambulanten 
Einrichtung als Weiterbildungsstätte setzt eine 
Ermächtigung eines in der Praxis bzw. Einrich-
tung tätigen Zahnarztes für das Fachgebiet vo-
raus und erfordert, dass

1. Personal und Ausstattung so vorhanden 
  sind, dass sie den Erfordernissen der zahn-
  medizinischen Entwicklung Rechnung
  tragen.

2. Patienten in so ausreichender Anzahl vor-
  handen sind, dass sich der Weiterzubilden-
  de mit den typischen Diagnosen und Be-
  handlungsformen des jeweiligen Fachge-
  bietes vertraut machen kann.

3. dem weiterzubildenden Zahnarzt ein voll-
  ausgestatteter, vollwertiger Behandlungs-
  platz sowie das erforderliche Hilfsperso-
  nal zur Verfügung stehen.

(7) Ermächtigung und Zulassung sind bei der 
Zahnärztekammer zu beantragen. Mit dem 
Antrag ist nachzuweisen, dass die Vorausset-
zungen für Ermächtigung und Zulassung erfüllt 
sind.

(8) Die Ermächtigung zur Weiterbildung oder 
die Zulassung der Weiterbildungsstätte sind 
durch die Zahnärztekammer ganz oder teilwei-
se zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
für eine Ermächtigung oder Zulassung nicht 
mehr vorhanden sind.

(9) Über die Zulassung und die Ermächtigung 
sowie deren Widerruf entscheidet der Vorstand 
der Zahnärztekammer. 

(10) Die Zahnärztekammer führt ein Verzeich-
nis der ermächtigten Zahnärzte und eine Liste 
der zugelassenen Weiterbildungsstätten. 

(1) Die Aufnahme der Weiterbildung bedarf 
der Zustimmung des Vorstandes der Zahnärz-
tekammer. Die Zustimmung kann durch den 
Weiterbilder oder den Weiterbildungsassis-
tenten beantragt werden.

(2) Voraussetzung für die Zustimmung zur 
Weiterbildung ist, dass die Absolvierung einer 
einjährigen zahnärztlichen Tätigkeit vor Be-
ginn der Weiterbildung nachgewiesen wird.

(3) Die Weiterbildung beginnt frühestens mit Ein-
gang des Antrages auf Zustimmung zur Weiterbil-

WEITERBILDUNGSORDNUNG
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dung in der Geschäftsstelle der Zahnärztekammer.

Der Vorstand der Zahnärztekammer entscheidet 
über den Antrag auf Anerkennung der Weiter-
bildung auf Grundlage einer Prüfung, in der 
sowohl Inhalt als auch Umfang und Ergebnis 
der durchlaufenen Weiterbildungsabschnitte 
nachzuweisen und erworbene Kenntnisse dar-
zulegen sind.

(1) Die Anerkennung der Weiterbildung ist vom 
Weiterbildungsassistenten in der Regel binnen 
eines Jahres nach Abschluss der praktischen 
Weiterbildung bei der Zahnärztekammer zu be-
antragen. Dem Antrag sind in deutscher Spra-
che beizufügen:

1. eine beglaubigte Ablichtung oder Ab-
schrift der zahnärztlichen Approbations-
urkunde oder der Erlaubnis gemäß § 35 
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36 EG des Eu-
ropäischen Parlaments und

2. Zeugnisse und sonstige Nachweise über 
die Ableistung der vorgeschriebenen Wei-
terbildung.

Übersetzungen bedürfen einer amtlichen 
Beglaubigung.

(2) Der Vorstand prüft, ob die Weiterbildung 
nach Inhalt und Umfang den Vorgaben der 
Weiterbildungsordnung und der Anlagen dazu 
entspricht.

(3) Wird die ordnungsgemäße Ableistung der 
Weiterbildung festgestellt, lässt der Vorstand 
den Antragsteller zur Prüfung zu.

(4) Eine Ablehnung des Antrages auf Zulassung 
zur Prüfung ist dem Antragsteller bekannt zu 
geben, zu begründen und mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen.

(5) Nach Zulassung zur Prüfung setzt die Ge-
schäftsstelle der Zahnärztekammer in Abstimmung 
mit dem Prüfungsausschuss einen Termin für die 
mündliche Prüfung fest. Der Weiterbildungsassis-
tent ist zum festgesetzten Termin mit einer Frist von 
mindestens zwei Wochen zu laden.

(1) Prüfungen werden von Prüfungsausschüs-
sen durchgeführt, die von der Kammerver-
sammlung für die jeweilige Wahlperiode beru-
fen werden.

(2) Jedem Prüfungsausschuss gehören drei Mit-
glieder an.

(3) Ein Vertreter der Aufsichtsbehörde kann bei 
der Prüfung anwesend sein.

(4) Jeder Prüfungsausschuss wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden.

(5) Jeder Prüfungsausschuss beschließt mit ein-
facher Stimmenmehrheit. Die Mitglieder der 
Prüfungsausschüsse entscheiden unabhängig 
und sind an keine Weisungen gebunden.
Für die jeweiligen Prüfungsausschüsse sind ein 
oder mehrere Vertreter zu berufen.

(1) Die Prüfung erfolgt mündlich; sie soll für je-
den Antragsteller 90 Minuten nicht überschreiten.

(2) Die während der Weiterbildung erworbenen 
Kenntnisse werden in einem Fachgespräch durch 
den jeweiligen Prüfungsausschuss überprüft. 
Nach Beendigung der Prüfung entscheidet der 
Prüfungsausschuss, ob die Prüfung erfolgreich 
abgeschlossen wurde und die vorgeschriebenen 
Kenntnisse auf dem Fachgebiet vorhanden sind.

(3) Wenn der Antragsteller der Prüfung ohne 
ausreichenden Grund fernbleibt oder sie ohne 
ausreichenden Grund abbricht, gilt die Weiter-
bildung als nicht erfolgreich abgeschlossen.

(1) Der Prüfungsausschuss legt das Ergebnis 
der Prüfung schriftlich nieder und teilt es dem 
Vorstand der Zahnärztekammer mit.

(2) Bei erfolgreich abgeschlossener Prüfung 
spricht der Vorstand der Zahnärztekammer das 
Recht zum Führen der entsprechenden Fachge-
bietsbezeichnung schriftlich aus.

(3) Bei nicht erfolgreich abgeschlossener Prü-
fung kann der jeweilige Prüfungsausschuss 
die vorgeschriebene Weiterbildungszeit bis zu 
einem halben Jahr verlängern und für diese Zeit 
Weiterbildungsschwerpunkte entsprechend den 
bei der Prüfung festgestellten Mängeln ange-
ben. Die Entscheidung ist zu begründen. Die 
Prüfung kann einmal wiederholt werden.

(1) Die Anerkennung der Fachgebietsbezeich-
nung kann vom Vorstand widerrufen werden, 
wenn die Voraussetzungen dafür nicht mehr ge-
geben sind. Vor der Entscheidung der Zahnärz-
tekammer über den Widerruf der Anerkennung 
ist der betroffene Zahnarzt zu hören.

(2) Im Widerrufsbescheid wird festgelegt, wel-
che Weiterbildungsabschnitte der betroffene 
Zahnarzt ableisten muss, bevor er einen erneu-
ten Antrag auf Anerkennung stellen kann.

Als Fachgebiete werden bestimmt:
1. Kieferorthopädie
2. Oralchirurgie

(1) Die Fachgebietsbezeichnung auf dem 
Fachgebiet der Kieferorthopädie lautet „Fach-
zahnarzt für Kieferorthopädie“ oder „Kieferor-
thopäde“.

(2) Das Fachgebiet der Kieferorthopädie um-
fasst die Erkennung, Verhütung und Behand-
lung von Fehlbildungen des Kauorgans, von 
Zahnstellungs- und Bisslageanomalien sowie 
Kieferfehlbildungen, Deformierungen der Kie-
fer und des Gesichtsschädels.

(3) Die Weiterbildung auf dem Fachgebiet 
der Kieferorthopädie umfasst die Ätiologie 
und Genese der Gebissfehlbildungen, die kie-
ferorthopädische Diagnostik einschließlich 
kephalometrischer Untersuchungen mittels 
Fernröntgenaufnahme sowie der Therapie nach 
anerkannten Behandlungsmethoden.

(4) Im Rahmen der Weiterbildung sind folgende 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln:

1. kieferorthopädische Nomenklatur
2. Entwicklung und Wachstum des Schädels

  und des Kauorgans

4. statische und funktionelle Zusammenhänge
5. verschiedene anerkannte Verfahren der Di-

  agnostik
6. Grundlagen der Therapie
7. Indikation, Durchführung, prognostische 

  Beurteilung der Anfertigung und Wirkungs-
  weise der Behelfe

8. Gewebsreaktionen
9. orthodontische Mechanik

10. Grundlagen biomechanischer und funktio-
  neller Behandlungsmittel
11. Grenzen der kieferorthopädischen Be-

  handlungsmöglichkeiten
12. epikritische Beurteilung der Behandlungs-

  ergebnisse
13. Zusammenhänge mit anderen Teilgebieten 

  der Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
  und den Grenzgebieten der Medizin

Weiterbildung kann einem Kieferorthopäden 
bzw. einem Fachzahnarzt für Kieferorthopä-
die erteilt werden, der grundsätzlich ganztägig 
kieferorthopädisch an der Weiterbildungsstätte 
tätig ist.

(2) Die Ermächtigung setzt weiterhin grund-
sätzlich voraus, dass:

1. der zu ermächtigende Zahnarzt nach der 
  Anerkennung als Kieferorthopäde fünf Jah-
  re eigenverantwortlich kieferorthopädisch
  tätig war und 

2. dass dem weiterzubildenden Zahnarzt eine 

WEITERBILDUNGSORDNUNG
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  genügende Anzahl selbst zu behandelnder
  Patienten zur Verfügung steht. Es sollen bei 
  dem Weiterbilder in der Regel mindestens
  500, aber nicht mehr als 800 Patienten in
  Behandlung sein.

(3) Es soll gewährleistet sein, dass höchstens 
die Hälfte der täglichen Arbeitszeit zur Erledi-
gung der außerhalb der Tätigkeit am Patienten 
anfallenden Arbeiten und zur Herstellung der 
Behandlungsbehelfe angesetzt wird.

(4) Die Voraussetzungen der Ermächtigung 
werden im einzelnen durch die anliegende 
Richtlinie (Anlage 1), die Bestandteil dieser 
Satzung ist, weiter konkretisiert.

-
trägt mindestens drei Jahre.

(2) Eine Weiterbildungszeit in kieferorthopä-
dischen Abteilungen an Medizinischen Hoch-
schuleinrichtungen kann bis zu drei Jahren an-
gerechnet werden.

-
weder in einer anderen zugelassenen Einrich-
tung oder bei einem in einer Praxis tätigen 
und ermächtigten Fachzahnarzt für Kieferor-
thopädie kann bis zu zwei Jahren angerechnet 
werden.

(4) Die dreijährige Weiterbildung soll an nicht 
mehr als zwei Weiterbildungsstätten abgeleis-
tet werden. Mindestens zwei Jahre müssen 
durchgehend an einer Weiterbildungsstätte ab-
geleistet werden.

(1) Der Prüfungsausschuss für Kieferorthopä-
die besteht aus drei Mitgliedern, die über einen 
anerkannten Weiterbildungsabschluss auf die-
sem Gebiet verfügen müssen, von denen zwei 
Mitglieder im Besitz einer Ermächtigung zur 
Weiterbildung und hiervon ein Mitglied Lei-
ter der Weiterbildung an einer Kieferorthopä-
dischen Abteilung einer Hochschuleinrichtung 
für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde sein 
müssen.

(1) Die Fachgebietsbezeichnung auf dem Fach-
gebiet der Zahnärztlichen Chirurgie lautet 
„Fachzahnarzt für Oralchirurgie“ oder „Oral-
chirurg“.

(2) Fachärzte für Mund-Kiefer-Gesichtschi-
rurgie können auf Antrag bei der Zahnärzte-
kammer die Anerkennung als Fachzahnarzt 
für Oralchirurgie erhalten, sofern sie die An-
forderungen dieser Weiterbildungsordnung 
erfüllen.

(1) Das Fachgebiet der Oralchirurgie umfasst 
ambulante zahnärztliche Chirurgie, ihre Dia-
gnostik und Therapie einschließlich der Be-
handlung von Luxationen und Frakturen im 
Bereich der Kiefer.

(2) Die Weiterbildung auf dem Fachgebiet der 
Oralchirurgie umfasst die zahnärztliche Chi-
rurgie nach dem Absatz 1. In den klinischen 
Weiterbildungsstätten muss die Möglichkeit 
gegeben sein, eine Weiterbildung mit Schwer-
gewicht auf dem Gebiet der zahnärztlichen am-
bulanten Chirurgie und Traumatologie durchzu-
führen und dabei auch ausreichende Kenntnisse 
in der Notfallmedizin unter Berücksichtigung 
anästhesiologischer Gesichtspunkte sowie in 
der Röntgenologie und Röntgendiagnostik zu 
vermitteln.

(3) Im Einzelnen sind im Rahmen der Weiter-
bildung folgende Kenntnisse und Fähigkeiten 
zu erwerben:

1. pathologisch-anatomische und hygienische
   Grundlagen

2. klinische und Röntgendiagnostik intraora-
   ler Veränderungen

3. Diagnostik und Behandlung von Mund-
   schleimhauterkrankungen und Myoarthro-
   pathien

4. selbstständige Durchführung operativer 
   Eingriffe lt. Operationskatalog (gemäß An-
   lage 2, die Bestandteil dieser Satzung ist.)
   einschließlich der Verfahren der Lokal-
   anästhesie und Sedierung

5. zahnärztlich-chirurgische Versorgung von
   Risikopatienten

6. Erstversorgung von Kieferverletzungen
7. Begutachtung von Krankheiten und Behand-

   lungsfolgen.

führt einen Nachweis der von ihm selbstständig 
durchgeführten operativen Eingriffe sowie aller 
wichtigen Weiterbildungsschritte.

(1) Die Ermächtigung zur Weiterbildung kann 
einem Facharzt für Mund-, Kiefer- und Ge-
sichtschirurgie bzw. einem Oralchirurgen bzw. 
einem Fachzahnarzt/Zahnarzt für Oralchirurgie 
dann erteilt werden, wenn er nach seiner Fach-
gebietsanerkennung mindestens 5 Jahre zahn-
ärztlich-chirurgisch tätig war und grundsätzlich 
ganztägig kiefer- oder oralchirurgisch an der 
Weiterbildungsstätte tätig ist.

(2) Der Zeitraum der Weiterbildungsberechti-
gung für einen Zahnarzt richtet sich nach der in 
den letzten 12 Monaten vor der Antragstellung 
behandelten Zahl von chirurgisch versorgten 
Patienten. Eine dreijährige Weiterbildungs-
berechtigung setzt jährlich mindestens 1000 
zahnärztlich-chirurgische Eingriffe voraus. 
Eine zweijährige Weiterbildungsberechtigung 

setzt jährlich mindestens 800 zahnärztlich-chi-
rurgische Eingriffe voraus.

-
trägt mindestens drei Jahre.

(2) Eine Weiterbildungszeit an Chirurgischen 
Abteilungen an Hochschuleinrichtungen für 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde kann bis zu 
drei Jahren angerechnet werden.

(3) Eine Weiterbildung an einer Mund-Kiefer-
Gesichtschirurgischen Abteilung eines Kran-
kenhauses oder bei einem niedergelassenen 
Fachzahnarzt kann gemäß § 19 Abs. 2 ange-
rechnet werden.

(4) Sonstige Weiterbildungszeiten bei einem 
ermächtigten Fachzahnarzt können bis zu zwei 
Jahren angerechnet werden, wenn die Voraus-
setzungen nach § 19 Abs. 2 erfüllt werden. Län-
gere Weiterbildungszeiten können auf Antrag 
ausnahmsweise angerechnet werden, wenn die 
Gleichwertigkeit der Weiterbildung gewährleis-
tet ist.

(1) Der Prüfungsausschuss für Oralchirurgie 
besteht aus drei Mitgliedern, von denen zwei 
Mitglieder im Besitz einer Ermächtigung zur 
Weiterbildung sein müssen und hiervon ein 
Mitglied Leiter der Weiterbildung an einer 
Chirurgischen Abteilung einer Hochschulein-
richtung für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
sein muss .

(1) Die bisher von zuständigen Gremien aus-
gesprochenen Anerkennungen gelten als er-
worben und können entsprechend dieser Wei-
terbildungsordnung geführt werden in den 
Bezeichnungen, die in den §§ 13 Abs. 1 und 17 
Abs. 1 formuliert sind.

(2) Zahnärzte, die sich bei Inkrafttreten dieser 
Weiterbildungsordnung in der Weiterbildung 

-
tenden Bestimmungen abschließen. Sie erhal-
ten jedoch eine Anerkennung nur nach dieser 
Weiterbildungsordnung.

Die nach den bisher geltenden Vorschriften zur 
Weiterbildung berechtigten Zahnärzte und Wei-
terbildungsstätten bleiben zur Weiterbildung 
nach dieser Weiterbildungsordnung berechtigt.

(1) Die von anderen zuständigen Gremien in 
den verschiedenen Ländern der Bundesrepublik 
oder vor dem 3.10.1990 im Beitrittsgebiet er-
teilten Anerkennungen gelten auch im Bereich 
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der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpom-
mern.

(2) Die in anderen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland erbrachten Weiterbildungszeiten 
bei einem zur Weiterbildung ermächtigten 
Fachzahnarzt werden auf Antrag von der Zahn-
ärztekammer anerkannt.

(1) Wer als Staatsangehöriger einen in einem 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum erwor-
benen Ausbildungsnachweis für eine Weiterbil-
dung besitzt, der nach Richtlinie 2005/36 EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 07.09.2005 über die Anerkennung von Be-

den Europäischen Wirtschaftsraum gegenseitig 
anzuerkennen ist, erhält auf Antrag das Recht 
zum Führen einer dieser Weiterbildungsord-
nung entsprechenden Fachgebietsbezeichnung. 
Die anzuerkennenden Ausbildungsnachweise 
ergeben sich aus dem Anhang V der Richtlinie 
2005/36 EG sowie den entsprechenden Ergän-
zungen des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum für die Staaten Liechtenstein, 
Island und Norwegen.

(2) In anderen Mitgliedsstaaten der Europä-
ischen Union oder anderen Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum erworbene Ausbildungsnachweise, 
deren Bezeichnung nicht mit der in Anhang 
V der Richtlinie 2005/36 EG übereinstimmt, 
werden anerkannt, wenn sie mit einer Beschei-
nigung der zuständigen Behörde des Herkunfts-
staates versehen sind. Aus der Bescheinigung 
muss hervorgehen, dass der Ausbildungsnach-
weis des Antragstellers den Abschluss einer 
Weiterbildung bestätigt, die den im Anhang V 
der Richtlinie 2005/36 EG bzw. dem Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum 
genannten Bestimmungen entspricht oder dass 
der Ausbildungsnachweis einem Ausbildungs-
nachweis des ausstellenden Mitglieds- oder 
Vertragsstaates aus dem Anhang V der Richtli-
nie 2005/36 EG bzw. dem Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum gleichgestellt 
ist. In diesem Fall erhält der Antragsteller das 
Recht zum Führen einer dieser Weiterbildungs-
ordnung entsprechenden Fachgebietsbezeich-
nung.

(3) Die von Staatsangehörigen eines Mitglieds-
staates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum in einem 
der Mitgliedsstaaten oder anderen Vertrags-
staaten abgeleisteten Weiterbildungszeiten, 
die noch nicht zu einem Ausbildungsnachweis 
geführt haben, sind ganz oder teilweise auf die 
erforderliche Weiterbildungszeit anzurechnen, 
soweit diese den nach dieser Weiterbildungs-
ordnung vorgeschriebenen Weiterbildungs-

zeiten sowie den fachlichen und inhaltlichen 
Voraussetzungen dieser Weiterbildungsordnung 
entsprechen. Die Weiterbildung kann in diesen 
Fällen nach dieser Weiterbildungsordnung ab-
geschlossen werden. Dasselbe gilt für Weiter-
bildungszeiten, welche durch einen von den zu-
ständigen Behörden eines Mitglieds- oder eines 
anderen Vertragsstaates ausgestellten Ausbil-
dungsnachweis, der nicht unter die Regelungen 
der Absätze 1 und 2 fällt, nachgewiesen sind, 
soweit diese Weiterbildungszeiten der für das 
betreffende Fachgebiet nach dieser Weiterbil-
dungsordnung vorgeschriebenen Mindestdauer 
der Weiterbildung entsprechen. Dabei sind die 
im anderen Mitglieds- oder Vertragsstaat erwor-
bene Berufserfahrung und dort durchgeführten 
Zusatzausbildungen zu berücksichtigen.

(4) Absätze 1 und 2 sowie Absatz 3 Sätze 1 und 
2 gelten entsprechend für die Weiterbildung in 
einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
wenn sie von einer Zahnärztin oder einem 
Zahnarzt abgeleistet wurde, die nicht Staatsan-
gehörige oder der nicht Staatsangehöriger eines 
Mitgliedsstaates oder anderen Vertragsstaates 
ist.

(5) Über die Anrechnung entscheidet die Zahn-
ärztekammer.

(1) Eine Weiterbildung außerhalb der Staaten 
der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum kann ganz oder 
teilweise angerechnet werden, wenn nach einer 
vom Prüfungsausschuss in einem fachlichen 
Gespräch erfolgten Überprüfung der Antragstel-
lerin oder des Antragstellers deren oder dessen 
ausländische Weiterbildung der Weiterbildung 
nach dieser Weiterbildungsordnung gleichwer-
tig ist und eine Weiterbildung von mindestens 
zwölf Monaten in der Bundesrepublik Deutsch-
land abgeleistet wurde.

(2) Bei Staatsangehörigen der Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum wird der in einem 
Drittstaat erworbene Ausbildungsnachweis 
über die Weiterbildung anerkannt, wenn die-
se Weiterbildung der nach dieser Weiterbil-
dungsordnung vorgeschriebenen Weiterbildung 
gleichwertig ist. Bei der Prüfung der Gleich-
wertigkeit sind erworbene Berufserfahrung und 
Zusatzausbildungen einzubeziehen. Satz 1 gilt 
entsprechend für im Drittstaat absolvierte Wei-
terbildungszeiten einer noch nicht abgeschlos-
senen Weiterbildung.

(3) Den Nachweisen im Sinne des § 5 Abs. 1 
Satz 2 gleichgestellt sind in einem Drittland 
ausgestellte Ausbildungsnachweise über eine 
Weiterbildung, wenn sie durch einen anderen 

Mitgliedsstaat der Europäischen Union nach 
Art. 2 der Richtlinie 2005/36 EG anerkannt 
wurden und eine dreijährige Berufserfahrung 
im Hoheitsgebiet des Mitgliedsstaates, der die 
Weiterbildung anerkannt hat, durch den Mit-
gliedsstaat bescheinigt wird. 

(4) Über die Anrechnung nach Abs. 1 entschei-
det die Zahnärztekammer.

Bei Staatsangehörigen der Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum erkennt die 
zuständige Zahnärztekammer einen von Mit-
gliedsstaaten ausgestellten Ausbildungsnach-
weis, der die Aufnahme des Berufes des Zahn-
arztes und des Fachzahnarztes gestattet, als 
ausreichenden Ausbildungsnachweis an, auch 
wenn dieser nicht alle Anforderungen an die 
Ausbildung nach den Art. 34 und 35 der Richt-
linie 2005/36 EG erfüllt. Voraussetzung dieser 
Anerkennung ist jedoch, dass der Nachweis 
den Abschluss einer Ausbildung belegt, die 
vor den in Anhang 5.3.3. aufgeführten Stichta-
gen begonnen wurde und dem Nachweis eine 
Bestätigung beigefügt ist, dass der Inhaber 
während der letzten drei Jahre lang ununter-
brochen tatsächlich und rechtmäßig die betref-
fenden Tätigkeiten ausgeübt hat.

(1) Die Zahnärztekammer ist für alle Auskünfte 
zum Verfahren der Anerkennung außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland absolvierter Wei-
terbildungsleistungen zuständig.

(2) Die Zahnärztekammer bestätigt dem An-
tragsteller binnen eines Monats den Eingang der 
Unterlagen und fordert gegebenenfalls fehlende 
Dokumente an. Sie trifft die Entscheidung über 
den Antrag innerhalb einer Frist von vier Mona-
ten ab dem Zeitpunkt, zu dem der Antragsteller 
den Antrag zusammen mit den vollständigen 
Unterlagen eingereicht hat.

(3) In den Fällen des Art. 14 Abs. 1 Ziffer a) 

Verfahren die Vorschriften über das Verfahren 
zum Fachgespräch dieser Weiterbildungsord-
nung Anwendung mit der Maßgabe, dass nur 

der nach dieser Weiterbildungsordnung vor-
geschriebenen Weiterbildung zu überprüfen 
sind.

Diese Weiterbildungsordnung tritt am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Schwerin, 15. Juli 2009
Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern

Dr. Oesterreich, Präsident
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Die Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern 
hat gemäß der Weiterbildungsordnung für die 
Zahnärzte des Landes zu prüfen, ob der Kieferor-
thopäde/Fachzahnarzt für Kieferorthopädie fach-
lich und persönlich zur Weiterbildung geeignet ist. 
Zur Prüfung der fachlichen Eignung/Vorausset-
zungen sind im Regelfall vorzulegen:

- Eine umfassende und detaillierte Beschrei-
bung der persönlichen fachlichen Tätigkeit 
mit Angabe
* der verwendeten diagnostischen und thera-

  peutischen Verfahren/Techniken,
* der Behandlungsmethoden,
* der Behandlungssysteme,
* der Praxisbesonderheiten und -schwerpunkte,
* der Art des Patientengutes (Spätfälle, 14- bis

  18-Jährige, Anteil von Frühbehand-
  lungen, Erwachsene etc.),

* der Art der Dokumentation,
* der zur Weiterbildung geeigneten sonstigen

  Voraussetzungen wie z. B. besondere Fall-
  dokumentation, Fachbibliothek einschließ-
  lich Periodika,

* eigene Fortbildung und Mitgliedschaft in 
  Fachgesellschaften.

- Fallunterlagen
Dazu gibt der Antragsteller der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern mindestens 30 erfolg-
reich abgeschlossene Fälle (Privatbehandlungen 
und/oder Kassenbehandlungen) bekannt, die er in 
den letzten zwei Jahren vor Antragstellung abge-
schlossen hat.
20 Fälle haben für die Zahnbewegungen die beiden 
höchsten Einstufungen (GOZ oder BEMA) aufzu-
weisen. Aus dieser Liste wählt der Prüfungsaus-
schuss statistisch zufällig, im Regelfall drei Fälle 
zur Prüfung aus. Der Antragsteller übersendet auf 
Anforderung von diesen Fällen die gesamten Be-
handlungsunterlagen einschließlich Karteikarte, 
Korrespondenzen diagnostischer Unterlagen etc. 
zur Prüfung.

Weiterhin teilt der Antragsteller sämtliche zz. in 
Verlängerungsbehandlung unter Angabe der vor-
gesehenen Verlängerungsquartale/Krankheitsbild 

Im Regelfall werden drei zufällig ausgewählte Fäl-
le geprüft. Der Antragsteller hat bei allen an den 
Prüfungsausschuss zu übersendenden Fallunterla-
gen jeweils eine Entbindung von der Schweige-

Die Prüfung erfolgt durch den Prüfungsausschuss 
Kieferorthopädie der Zahnärztekammer Mecklen-
burg-Vorpommern ausschließlich nach fachlichen 
Gesichtspunkten. Der Ausschuss kann sich weitere 
Fälle zur Prüfung vorlegen lassen.
Der Prüfungsausschuss entscheidet darüber, ob eine 
erneute Prüfung von Fällen zu erfolgen hat.

Die Weiterbildung muss gründlich und umfassend 
sein. Sie umfasst die Vertiefung der Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fertigkeiten in der Verhütung, Erkennung 
und Behandlung von Krankheiten und deren Folgezu-
ständen einschließlich epidemiologischer Zusammen-
hänge. Sie orientiert sich an nationalen und internati-
onalen Standards und hat eine qualitativ hochwertige, 
zeitgemäße Betreuung der anvertrauten Patienten im 
Sinne des ethischen Auftrages zu gewährleisten.
Eine Begrenzung des Fachgebietes auf die angege-
benen Inhalte kann daraus nicht hergeleitet werden. 
Die Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern 
wird die Inhalte der Weiterbildung unter Berücksich-
tigung der wissenschaftlichen und sozialpolitischen 
Entwicklung von Zeit zu Zeit überarbeiten.

Bewertung des chirurgischen und anästhesiologischen 
Risikos lernen, medizinische Zusammenhänge zu 
erfassen und zu berücksichtigen. Die für das Fach-
gebiet notwendigen Kenntnisse in innerer Medizin, 
Anästhesie, Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Chirurgie, 
Pathologie, Neurologie, Physiologie, Pharmakologie, 
Toxikologie, Geriatrie, Hygiene und in klinischer La-
bordiagnostik sind während der Weiterbildungszeit 
zu vertiefen. Dazu gehört die Zusammenarbeit mit 
niedergelassenen Ärzten anderer Fachgebiete, Zahn-
ärzten, Fachzahnärzten anderer Fachgebiete, Ärzten 
und Zahnärzten in Kliniken und anderen Einrich-
tungen des Gesundheitswesens. Ziel einer geordneten 
Weiterbildung ist es, die nachfolgend beschriebenen 
Weiterbildungsinhalte zu erwerben. Die Weiterbil-
dungsinhalte sollen auch Gegenstand der Prüfung vor 
dem Prüfungsausschuss der Zahnärztekammer sein.

Nachfolgend angegebene, selbstständig durchgeführte 
Untersuchungsverfahren, Behandlungsverfahren, ope-
rative Eingriffe und Kurse sind zu dokumentieren.

Selbstständige Durchführung der für das Fachgebiet 
notwendigen Röntgenverfahren. Dazu zählen auch 
Teilprojektionen des Schädels, einschließlich der 
Nasennebenhöhlen und Fernröntgenbilder, sowie die 
Befundung, Dokumentation und Diagnostik auch an-
derer bildgebender Verfahren

Leitungsanästhesie für den Bereich des Fachgebietes

Psychogeriatrie und Psychosomatik in der Bedeutung 
für das Fachgebiet, Gerontostomatologie

Die Bedeutung wichtiger Laborwerte für das Fach-
gebiet

 1. Operative Weisheitszahnentfernungen Ober-
kiefer

  2. Operative Weisheitszahnentfernungen Unter-
kiefer

  3. Operative Entfernung sonstiger Zähne oder
sonstiger zahnärztlicher Gebilde des Ober-
und Unterkiefers

  4. Freilegung retinierter Zähne zur kieferortho-
pädischen Einstellung

  5. Wurzelspitzenresektionen im Frontzahnbe-
reich des Ober- und Unterkiefers

  6. Wurzelspitzenresektionen im Seitenzahnbe-
reich des Ober- und Unterkiefers

  7. Transdentale Fixationen
  8. Alveolotomien, Sequestrotomien
  9. Osteotomien zur Entfernung von Wurzelresten
10. Zahn- (Keim-) Transpositionen
11. Operative Behandlung von Zysten
12. Eingriffe an peripheren Nerven z. B. Neuro-

lysen, Nervverlegung
13. Osteotomien zahntragender Fragmente
14. Augmentative Verfahren, gesteuerte Kno-

chenregeneration
15. Entfernung von Fremdkörpern aus Kno-

chen- und Weichgeweben

1. Geschlossene und offene Kürettagen, Lap-
penplastiken

2. Frenektomien
3. Freie Bindegewebs- und Schleimhauttransplantate
4. Vestibulumplastiken, Tuberplastiken

1. Behandlung der odontogen erkrankten Kie-
ferhöhle

2. Plastischer Verschluss der eröffneten Kiefer-
höhle

1. Operative Entfernung gutartiger Gewebsver-
änderungen im Bereich der Mundhöhle

2. Diagnostische Exzisionen und Biopsien

1. Repositionen und Replantationen von Zähnen
2. Konservative Behandlung von Kieferfrakturen
3. Versorgung von Weichgewebsverletzungen 

im Bereich des Fachgebietes
4. Entfernung von Fremdkörpern

1. Inzisionen von submukösen, subperiostalen 
und subkutanen Abszessen

2. Wundrevisionen

1. Enossale Implantate im Ober- und Unterkiefer 
unter Berücksichtigung der prothetischen Pla-
nung und prothetischen Behandlung von Im-
plantatpatienten

2. Enossale Implantate des Ober- und Unterkiefers 
mit erweiterter operativer Technik

1. Konservative und operative Behandlung in-
traoraler Speicheldrüsenerkrankungen
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Nachfolgend einige Abrechnungsemp-
fehlungen zu chirurgischen Leistungen in 
der GOZ/GOÄ, die vom GOZ-Ausschuss 
der Bundeszahnärztekammer und der 
GOZ-Arbeitsgruppe Nord (Zahnärzte-
kammern Hamburg, Bremen, Schleswig-
Holstein, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern) erarbeitet 
wurden.

In der GOZ/GOÄ ist hierfür keine eige-

chirurgische Kronenverlängerung keine 
„neue“ Leistung im Sinne des § 6 Abs. 2 
GOZ ist, scheidet eine Analogberechnung 
aus. Nachfolgende Berechnungsmöglich-
keiten stehen zur Verfügung. 

Die zahnmedizinisch notwendige Kro-1.
nenverlängerung kann nach der GOZ-
Nr. 409 (an einem Frontzahn) bzw. 410 
(an einem Seitenzahn) berechnet werden. 
409/410 GOZ – „Lappenoperation, of-
fene Kürettage, einschließlich Osteo-
plastik an einem Front- bzw. Seiten-
zahn, je Parodontium”
oder

2. Die Berechnung kann auch nach 
    GOZ-Nr. 323 erfolgen. 323 GOZ –
    „Knochenresektion am Alveolarfort-
    satz zur Formung des Prothesen-
    lagers als selbständige Leistung, je 
    Kiefer“

Die Geb.-Nrn. 329 /330 / 331 GOZ 
sind nur als selbstständige Leistungen 
und nicht nebeneinander für das glei-
che Operationsgebiet berechnungs-
fähig. Sie sind als selbstständige 
Leistung in verschiedenen Operations-
gebieten auch nebeneinander zulässig.                                                                                                                                     
Das Entfernen von Fäden ist Bestandteil 
der Leistung nach Geb.-Nr. 330 GOZ 
(selbstständige Leistung). Auch das al-
leinige Entfernen von Fäden löst die 
Geb.-Nr. 330 GOZ aus. Es kann aber 
auch alternativ hierfür die Geb.-Nr. 2007 
GOÄ berechnet werden. Die Ä 2007 ist je 
Wundgebiet einmal berechnungsfähig.

Der GOZ-Ausschuss der Bundeszahn-
ärztekammer vertritt die Ansicht, dass die 
Ziffern 330 GOZ und GOÄ 2007 nicht 
nebeneinander berechenbar sind, die 
GOÄ-Positionen 2006 und 2007 jedoch 
schon, da bei der Wundbehandlung nach 
der GOÄ 2006 der Zusatz „als selbststän-
dige Leistung“ fehlt.
GOÄ 2006 – „Behandlung einer Wunde, 
die nicht primär heilt oder Entzündungs-
erscheinungen oder Eiterungen aufweist 
– auch Abtragung von Nekrosen an einer 

GOÄ 2007 – „Entfernung von Fäden oder 

330 GOZ – „Nachbehandlung nach chi-
rurgischem Eingriff (z. B. Tamponieren), 

329 GOZ – „Kontrolle nach chirur-
gischem Eingriff, als selbstständige Leis-

331 GOZ –„Chirurgische Wundrevision 
(z. B. Glätten des Knochens, Auskratzen, 

Die primäre Wundversorgung (z.B. Naht) 
ist integraler Bestandteil der operativen 
Leistung und kann daher nicht zusätzlich 
über die Ziffern GOÄ 2002 bis 2005 (Ver-
sorgung einer Wunde) berechnet werden.

Die Zystenentfernung über die Alveole 
wird über den Steigerungssatz der Extrak-
tionsposition abgegolten. Wird die Zyste 
operativ entfernt, können die Extraktions-
gebühr und die Zystenentfernung nach 
der 320 GOZ (Zystektomie als selbststän-
dige Leistung) nebeneinander berechnet 
werden.

Ist ein Zahn frakturiert und muss ein 
Teil dieses Zahnes entfernt werden, so 
kann diese Leistung als Entfernung eines 
Fremdkörpers nach den Ziffern GOÄ 
2009/2010 berechnet werden.
GOÄ 2009 – „Entfernung eines unter der 

-

GOÄ 2010 – „Entfernung eines tiefsitzen-
den Fremdkörpers auf operativem Wege 

zzgl. Zuschlag Ä 442

Wird autologer Knochen mit Knochen-
ersatzmaterial vermischt, sollte nur eine 
Position für die Gesamtleistung angesetzt 
werden. Der Aufwand kann Ausdruck im 

Das Auffangen von Bohrspänen bei der 
Leistung nach 901 GOZ (Präparieren 
einer Knochenkavität) und Wiederver-
wenden in der geschaffenen Implantat-
Knochenkavität ist nur über den Steige-
rungsfaktor der 901 GOZ und ggf. über 
§ 2 Abs. 1 und 2 (Faktor über 3,5) bere-
chenbar. Eine eigene Gebührenposition 

wird nicht ausgelöst. Das Entnehmen 
und Einbringen von Knochenspänen oder 
Knochenteilen aus einer anderen Region 

Knochen) berechenbar.

Ausnahmefälle sind vorstellbar (z.B. in 
Folge einer Allgemeinerkrankung), die 
Notwendigkeit ist in diesen Fällen zu be-
gründen.

Die Nrn. 901, 903 GOZ usw. beinhal-
ten nur Implantatleistungen. Sofern am 
Weichteil zusätzliche Maßnahmen anfal-
len, können diese auch als selbstständige 
Leistung berechnet werden.

Grundsätzlich kann keine Automatik ent-
stehen, bei einer Implantation die Haut-
lappenplastik zu berechnen. Zur Abrech-
nung der GOÄ 2381 müssen plastische 
Maßnahmen erfolgt sein, die über eine 
entsprechende Wundversorgung hinaus-
gehen.

Wird der Alveolarfortsatz am Einbrin-
gungsort des Implantates geglättet, kommt 
der Steigerungssatz der 901 GOZ zur An-
wendung, eine eigene Gebührenposition 
wird nicht ausgelöst. Werden zusätzliche 
Bereiche des Kieferkammes geglättet, ist 
die Ziffer 323 GOZ (selbstständige Kno-
chenresektion) berechenbar. 
Die GOÄ 2710 (selbstständige partielle 
Resektion) erfordert größere Maßnahmen 
bzw. die Entfernung größerer Anteile des 
Kieferkammes.

Eine Analogberechnung für die Membran-
technik ist neben der GOÄ 2442 (Einbrin-
gen alloplastischen Materials) möglich. 

Für das Einbringen von Membrannägeln 
ist keine gesonderte Abrechnung möglich. 
Da die Membran gesichert eingebracht 
werden muss, entsteht keine eigenstän-
dige Leistung – Berücksichtigung bitte 
über den Steigerungssatz vornehmen. Für 
das Entfernen von Membrannägeln kann 
die Ziffer 2010 GOÄ herangezogen wer-
den.
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Die besondere Verantwortung des Zahn-
arztes schlägt sich insbesondere in einem 
verantwortungsvollen Umgang mit der 
Delegation zahnärztlicher Leistungen an 
das Assistenzpersonal nieder. Seit über 15 
Jahren stärkt deshalb der „Delegations-
rahmen für Zahnmedizinische Fachange-
stellte (ZFA) der Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK)“ die Entscheidungsfreiheit und 
Verantwortung des Zahnarztes bei Delega-
tionen an seine Mitarbeiter. Jüngst wurde 
durch den BZÄK-Vorstand die Anpassung 
des Einsatzrahmens beschlossen. Das ver-
abschiedete Grundsatzpapier fasst in fünf 
Punkten die Grundlagen, individuelle Vo-
raussetzungen sowie Konsequenzen von 
Delegationen gemäß Zahnheilkundegesetz 
zusammen. Es hilft bei dem Verständnis 
und der Auslegung der Vorschriften über 
die persönliche Leistungserbringung des 
Zahnarztes und die Delegation zahnärzt-
licher Leistungen in der Praxis und stärkt 
sie damit maßgeblich. Die Zahnärzte-
kammern tragen mit dieser Anpassung 
unter Wahrnehmung und Gestaltung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben für die Aus- und 
Fortbildung der zahnärztlichen Mitarbeiter 
auch zur Qualitätssicherung bei. 

Die Verantwortung für die delegierte 
Leistung bleibt nach wie vor bei dem dele-
gierenden Zahnarzt. So hat er den Einsatz-
rahmen für alle Mitarbeiterinnen individu-
ell festzulegen und sollte dies schriftlich 
dokumentieren, wie auch Anordnungen 
für den konkreten Behandlungsfall tref-

Ort: Kongresszentrum des LKV M-V „Viehhalle“, 
Speicherstraße 11, 18273 Güstrow

Beginn: 09.00 Uhr, Ende: 15.00 Uhr

1. „Implantation um jeden Preis?“
Das komplizierte Implantat in der Planung
Th. Hanser, Olsberg

2. Das ungünstig positionierte Implantat – Was nun?
Lösungsansätze aus prothetischer und zahntechnischer Sicht
M. Müller, Eberswalde

3. Das ungünstig positionierte Implantat
Lösungsansätze aus chirurgischer Sicht
Umstellungsosteotomie versus Explantation – 2 Fallbeispiele
W. H. Fröhlich, Güstrow

4. Periimplantitis – Ein zunehmendes Problem für den Zahnarzt
D. Kaner, Berlin

5. Titanallergie – Mythos oder Realität?
V. von Baehr, Berlin

Die Veranstaltung wird von der Zahnärztekammer M-V mit 7 Fortbildungspunkten 
bewertet.

Teilnahmegebühr: 75,- € Mitglieder der Gesellschaft; 100,- € Nichtmitglieder
Anmeldung:  Gemeinschaftspraxis Dr. Kurnoth & Dr. Fröhlich
   Haselstraße 2, 18273 Güstrow
   Tel. 03843-215669  Fax 03843-215617
Güstrow, den 01.09.2009 Dr. Kristin Kurnoth  Dr. Wolf Henrik Fröhlich
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Tabellenkalkulation mit Excel 2003 am 14. Oktober 2009, 16 bis 19 Uhr, Schwerin

Einführung in Windows Vista am 4. November 2009, 16 bis 19 Uhr, Schwerin

Datum/Seminar Name, Vorname Abr.-Nr. ZA/Zahnarzthelferin/Vorb.-Assistet

Unterschrift, Datum   Stempel

Andreas Holz, KZV M-V
 KZV M-V, Wismarsche Straße 

304, 19055 Schwerin

Jeder Teilnehmer arbeitet an einem 
PC.

60 € für Zahnärzte, 30 € für 
Vorb.-Ass. und Zahnarzthelferinnen

Tabellenkalkulation mit Excel 2003
 Daten eingeben und bearbei-

ten; Formeln und Funktionen ein-
fügen; Rechenoperationen in Excel; 
Auswerten der Daten mit Diagram-
men

14. Oktober 2009, 16 – 19 
Uhr, Schwerin 

Einführung in Windows Vista
 Erste Schritte mit Windows 

Vista; Dateien und Ordner verwalten
Systemanpassung und Benutzerver-
waltung; die Zusatzprogramme von 
Windows Vista

 4. November 2009, 16 – 19 
Uhr, Schwerin 

Die Herbst-Vertreterversammlung der Kassenzahnärztlichen 
-

ber ab 13 Uhr im Haus der Heilberufe Schwerin statt.

  1. Begrüßung und Feststellung der satzungsmäßigen Einberufung
  2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
  3. Bestellung des Protokollführers, des Führers der Rednerliste 

  und von mindestens 2 Personen zur Stimmenzählung
  4. Bekanntgabe der endgültigen Tagesordnung und der gestellten 

Anträge
  5. Feststellung der Öffentlichkeit der Vertreterversammlung
  6. Bericht des Vorsitzenden der Vertreterversammlung 
  7. Bericht des Vorsitzenden des Vorstandes mit anschließender 
      Diskussion
  8. Bericht des stellv. Vorsitzenden des Vorstandes mit anschlie-
      ßender Diskussion
  9. Bericht des Koordinationsgremiums mit anschließender 
      Diskussion
10. Fragestunde
11. Beschlussfassung über eingereichte Anträge
12. Stand Budget
13. Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses und Entlastung des
      Vorstandes für das Jahr 2008 mit anschließender Aussprache
14. Verabschiedung des Haushaltsplanes für das Jahr 2010
15. Verschiedenes

Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind für die Mitglieder der 
KZV Mecklenburg-Vorpommern öffentlich, soweit sie sich nicht mit 
personellen Angelegenheiten oder Grundstücksgeschäften befassen.

KZV M-V, Tel: 0385-54 92 131
Fax-Nr.: 0385-54 92 498

Ansprechpartnerin: Antje Peters
E-Mail: mitgliederwesen@kzvmv.de

mailto:mitgliederwesen@kzvmv.de
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Die nächsten Sitzungen des Zulassungs-

November 2009
statt.

Es wird ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass Anträge an den Zulassungsaus-
schuss rechtzeitig, d. h. mindestens drei 
Wochen vor der Sitzung des Zulassungs-
ausschusses, bei der Geschäftsstelle des 
Zulassungsausschusses Mecklenburg-
Vorpommern, Wismarsche Str. 304, 19055 
Schwerin einzureichen sind. 
Für die Bearbeitung und Prüfung der ein-
gereichten Anträge und Unterlagen wird 
von der Geschäftsstelle des Zulassungs-
ausschusses dieser Zeitraum vor der Sit-
zung des Zulassungsausschusses benötigt. 
Diese Frist dürfte auch im Interesse des 
Antragstellers sein, da fehlende Unter-
lagen noch rechtzeitig angefordert und 
nachgereicht werden können.
Der Zulassungsausschuss beschließt über 
Anträge gemäß der §§ 18, 26 - 32b der 
Zulassungsverordnung für Vertragszahn-
ärzte grundsätzlich nur bei Vollständigkeit 
der Antragsunterlagen. Anträge mit un-
vollständigen Unterlagen, nichtgezahlter 
Antragsgebühr oder verspätet eingereichte
Anträge werden dem Zulassungsausschuss 
nicht vorgelegt und demnach auch nicht 
entschieden.

Nachstehend aufgeführte Anträge/Mittei-
lungen erfordern die Beschlussfassung des 
Zulassungsausschusses:

Ruhen der Zulassung
Zulassung, Teilzulassung, Ermächti-
gung
Beschäftigung eines angestellten Zahn-
arztes
Verlegung des Vertragszahnarztsitzes 
(auch innerhalb des Ortes)
Führung einer Berufausübungsgemein-
schaft (Genehmigung nur zum Quar-
talsanfang)
Verzicht auf die Zulassung (wird mit 
dem Ende des auf den Zugang der Ver-
zichtserklärung folgenden Kalender-
vierteljahres wirksam)

Interessenten erfahren Näheres bei der 
KZV M-V (Tel.: 0385-54 92-130 bzw. un-
ter E-Mail: mitgliederwesen@kzvmv.de ).

Bei der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung Mecklenburg-Vorpommern werden 
nachstehende Börsen geführt:

Vorbereitungsassistenten/Zahnärzte su-
chen Anstellung
Praxis sucht Vorbereitungsassistent/ 
Entlastungsassistent/angestellten Zahnarzt
Praxisabgabe
Praxisübernahme
Übernahme von Praxisvertretung

Die Zulassung von Roswitha Weigel, 
zugelassen für den Vertragszahnarztsitz 
17379 Ferdinandshof, Gundelachstraße 
23c, ruht für den Zeitraum 15.08.2009 – 
14.08.2010.

Die Anstellung von Erik Tiede in der 
Praxis Marianne Bürenheide, niederge-
lassen in 18055 Rostock, Lange Straße 
6, endete am 31. August 2009.
Christiane Hermes, niedergelassen in 
18106 Rostock, Anna-Seghers-Ring 2, 
beschäftigt ab 1. September 2009 Erik 
Tiede als ganztags angestellten Zahn-
arzt. 
Prof. Dr. med. Klaus Buth, niedergelas-
sen in 17489 Greifswald, Gützkower Str. 
69, beschäftigt ab 1. Oktober 2009 An-
ne-Kathrin Buth als halbtags angestellte 
Zahnärztin. 
Dipl.-Stom. Frank Zech, niedergelassen 
in 18107 Rostock, Warnowallee 31, be-
schäftigt ab 1. Oktober 2009 Dr. med. 
dent. Ulrike Struck als ganztags ange-
stellte Zahnärztin.

Die Zahnarztpraxis von Dr. Rainer Ehr-
hardt, niedergelassen seit 4. Februar 
1991, in 18439 Stralsund, Frankendamm 
27, wird ab 1. Oktober 2009 von Jens 
Grzechowiak weitergeführt.

Der Zahnärztin Isolde Patrunky verlegt 
mit Wirkung vom 12. Oktober 2009 
ihren Vertragszahnarztsitz von derzeit 
Mühlentor 5 in die Knopfstraße 12 bis 
13 in 17489 Greifswald. 

Erstmalig bundesweit: Fachberater für den Heilberufebereich (IFU / ISM gGmbH)

spezialisierte Fachberatung – jetzt mit Zertifikat!
Vertrauen Sie unserer mehr als 10-jährigen Erfahrung und 
unserem zertifizierten Fachwissen:

Praxisgründungsberatung
Investitions- und Expansionsplanung
Umsatz- und Ertragsplanung mit 
Liquiditätsanalyse
Abrechnungsanalyse gegenüber der KZV
Praxischeck / Benchmark
Soll-Ist-Vergleich
Steuerrücklagenberechnung

Ihr Spezialist in 
Mecklenburg-Vorpommern

ADVITAX Steuerberatungsgesellschaft mbH
Ansprechpartnerin: Runa Niemann, Steuerberaterin

NL Rostock · August-Bebel-Straße 11 · 18055 Rostock
 phone: (0381) 4 61 37-0 · fax: (0381) 4 61 37-29

advitax-rostock@etl.de · www.etl.de/advitax-rostock

Mitglied in der European Tax & Law

wirtschaftliche und steuerliche Beratung für Heilberufler
ADVITAX

Anzeige

mailto:mitgliederwesen@kzvmv.de
mailto:rostock@etl.de
http://www.etl.de/advitax-rostock
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Seit der BEMA-Neubewertung am 
1. Januar 2004 ist in den Einheitlichen 
Bewertungsmaßstab für zahnärztliche 
Leistungen die BEMA-Nr. 01k aufge-
nommen worden. 

Die Nr. 01k ist Bestandteil des 
BEMA Teil 1 (kons./chir.) und dem-
zufolge eine Sachleistung.

Vereinbarte Abrechnungsbestimmungen:
Die Leistung beinhaltet folgende 
Bestandteile:

Ärztliches Gespräch 
Spezielle kieferorthopädische 
Anamnese
Spezielle kieferorthopädische 
Untersuchung
extraorale Untersuchung, 
intraorale Untersuchung von 
Weichteilen und Knochen
Feststellung der Kieferrelation
Feststellung von dento-alveolären
Anomalien
Feststellung des Dentitionsstadiums
Aufklärung und Beratung
Kieferorthopädischer Befund, 
Dokumentation
Ggf. Feststellung des kieferortho-
pädischen Indikationsgrades (KIG)

Eine Leistung nach Nr. 01k ist frühes-
-

rechnungsfähig.
Der in dieser Abrechnungsbestim-
mung genannte Zeitraum von sechs 
Monaten von einer 01k bis zur 
nächsten 01k ist eine Bestimmung 
zum Mindestabstand. Der Wieder-
vorstellungstermin für eine erneute 
Untersuchung richtet sich weiterhin 
nach der medizinischen Notwen-
digkeit und dem Wirtschaftlich-
keitsgebot.

Eine Leistung nach Nr. 01k kann nur 
von dem Zahnarzt erbracht bzw. ab-
gerechnet werden, der ggf. die kiefer-
orthopädische Behandlungsplanung 
nach der Nr. 5 durchführt.

Das bedeutet: Ein Zahnarzt, der 
einen Patienten untersucht und 
dann an den Kieferorthopäden zur 
Behandlung überweist, kann nicht 
die kieferorthopädische Untersu-
chung Nr. 01k, sondern nur die 
eingehende Untersuchung Nr. 01 
abrechnen.

Neben einer Leistung der Nr. 01k 
kann eine Leistung der Nr. 01 nicht 
abgerechnet werden.

Somit ist die Nr. 01 neben der Nr. 
01k und umgekehrt nicht in einer 
Sitzung abrechenbar.

Die in den Abrechnungsbe-
stimmungen genannte Feststel-
lung des kieferorthopädischen 
Indikationssystems (KIG) ist nur 
dann Leistungsbestandteil, wenn 
der Zahnarzt oder Kieferorthopäde 
bei der Untersuchung zum Ergebnis 
kommt, dass mit der Behandlung 
zu beginnen ist. Somit ist durch die 
KIG-Untersuchung zu beurteilen, ob 

der Krankenkassen zuzuordnen ist. 
Auch wenn die Untersuchung er-

Krankenkasse nicht besteht, gehört 
die Untersuchung gleichwohl zur 
vertragszahnärztlichen Versorgung. 
Dies ergibt sich aus der kieferortho-
pädischen Richtlinie B. Vertrags-
zahnärztliche Behandlung Nr. 2. 
Die Nr. 01k kann daher in diesem 
Fall über die KZV abgerechnet wer-
den.

Zur Feststellung der Notwen-
digkeit einer kieferorthopädischen 
Behandlung bei über 18-jährigen 
Patienten ist die Nr. 01k gem. die-
ser Richtlinie deshalb Bestandteil 
der vertragszahnärztlichen Versor-
gung.

Die Kfo-Gutachter der Nord KZVs 
und die Kfo-Gutachter von Meck-
lenburg-Vorpommern thematisierten 
jeweils in ihren Gutachtertagungen 
die Berechnungsmöglichkeiten der 
kieferorthopädischen Untersuchung:

Die Nr. 01k ist vor einer Kfo-
Behandlung bis zur Planerbringung 
erbringbar. Ebenso nach der Kasse 
angezeigter Unterbrechung zur Fest-

stellung des Wiederaufnahmezeit-
punkts (z. B. bei einem Progeniefall) 
und nach der Behandlung, d. h. nach 
Ende der Retentionszeit (die mindes-
tens ein halbes Jahr zurückliegt), 
wieder wie vor der Behandlung. Dies 
gilt jeweils auch bei einem Behand-
lerwechsel.

muss.

Die Kassenzahnärztliche Verei-
nigung M-V folgt den BEMA-Ab-
rechnungsbestimmungen und den 
Erklärungen der Kfo-Gutachter der 
Nord KZVs und Mecklenburg-Vor-
pommerns.

Die BEMA-Nr. 01k wird unter der 
Rubrik „Sachleistungen“ auf dem 
Kfo-Abrechnungsschein, dem EDV- 
Ausdruck, der Diskette bzw. per On-
line abgerechnet.

Die BEMA-Nr. 01k unterliegt als 
Sachleistung der nachträglichen Wirt-
schaftlichkeitsprüfung!

Der Fachbeauftragte für Kieferor-
thopädie der KZV M-V konkretisiert 
im Einvernehmen mit dem Vorstand 
der KZV M-V die Abrechnung der 
BEMA-Nr. 130

wie folgt:
Ergänzende festsitzende Appa-
raturen, wie sie beispielhaft bei 
der Nr. 130 des BEMA beschrie-
ben werden, können, wenn sie im 
zahntechnischen Labor erbracht 
werden,  mit der Nr. 130 auf 
dem Kfo-Abrechnungsschein auch 
ausschließlich als Material- und 
Laboratoriumskosten abgerechnet 
werden.
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Aus gegebenem Anlass soll mit die-
sem Beitrag darauf hingewiesen wer-
den, in welchen Fällen der Praxisinha-
ber selbst zu unterschreiben hat und/
oder wann angestellte Zahnärzte, As-
sistenten oder auch in Ausnahmefällen 
die Helferin dies vornehmen können.

Die Frage, wer die Unterschrift auf 
Vertragsunterlagen (z. B. Heil- und 
Kostenplan, Überweisung oder Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung) leisten 
muss, hängt davon ab, wer in welchem 
Umfang für die Erfüllung der vertrags-

Nach § 4 Bundesmantelvertrag-
Zahnärzte und § 8 Ersatzkassenver-
trag-Zahnärzte trägt der Praxisinhaber 
die alleinige Verantwortung. Für die 
Tätigkeit seines ärztlichen wie auch 
nicht ärztlichen Personals haftet er in 
gleichem Umfang gemäß § 278 BGB 
(Bürgerliches Gesetzbuch).

Das bedeutet, dass der Praxisinhaber 
als einzelner Vertragszahnarzt grund-
sätzlich auch alle Vertragsunterlagen 
mit seinem Praxisstempel versehen 
und persönlich unterschreiben muss.

Bei mehreren Vertragszahnärzten, 
die sich im Rahmen einer Berufsaus-
übungsgemeinschaft (BAG) zusam-
mengeschlossen haben, haften die Ver-

tragszahnärzte gesamtschuldnerisch, 
d.h., dass sie grundsätzlich Vertrags-
formulare jeweils mit Wirkung für und 
gegen alle Mitglieder der BAG unter-
schreiben können. 

Angestellte Zahnärzte oder Assis-
tenten sind hingegen nur dann un-
terschriftsberechtigt, wenn sie den 
Praxisinhaber bei Krankheit, Urlaub, 
Teilnahme an einer ärztlichen Fortbil-
dung/Wehrübung oder die Praxisinha-
berin in unmittelbarem Zusammen-
hang mit einer Entbindung vertreten, 
wobei Assistenten erst nach mindestens 
einjähriger Tätigkeit gemäß § 3 Abs. 3 
Zahnärzte-ZV vertretungsberechtigt 
sind. Zum Zwecke der eindeutigen Er-
kennbarkeit der Vertretungshandlung 
nach außen ist die Unterschriftsleis-
tung dann mit dem Zusatz „i. V.“ (in 
Vertretung) zu versehen.

Dauert die Vertretung länger als eine 
Woche, ist sie zudem der KZV M-V 
anzuzeigen.

Die Sprechstundenhilfen sind 
ebenso wie die angestellten Zahn-
ärzte und Assistenten Hilfspersonen 
im Sinne von § 15 Abs. 1 S. 2 SGB 
V, deren Tätigkeiten der zahnärzt-
lichen Berufsausübung zuzuordnen 
und vom Praxisinhaber haftungs-

rechtlich zu verantworten sind.
Das hat zur Folge, dass der Praxis-

inhaber zweifellos rechtsverbindliche 
Erklärungen grundsätzlich mit eigener 
Unterschrift und Stempel versehen 
muss. Dies gilt insbesondere für die 
Vertrags- und Abrechnungsunterla-
gen.

Aber auch alle sonstigen Schriftsät-
ze an die KZV M-V, gleich ob man 
eine neue Kontoverbindung mitteilt 
oder Stellungnahmen beziehungswei-
se Widersprüche zu rechnerischen Be-
richtigungen der Honorarabrechnung, 
in Wirtschaftlichkeitsprüfverfahren 
und in Regressverfahren zu prothe-
tischen Leistungen abgibt, müssen die 
Unterschrift des Zahnarztes tragen. 
Ebenso sind Erklärungen gegenüber 
Gutachtern vom Vertragszahnarzt 
selbst zu unterzeichnen. Einzig für die 
Anforderung von Formularen bei der 
KZV M-V und die Übersendung von 
Röntgenaufnahmen reicht hingegen 
die Unterschrift der Helferin.

Aus Zurechnungs- und insbesondere 
haftungsrechtlichen Gründen sollte in 
jedem Fall aus dem Stempel und der 
Unterschrift deutlich erkennbar sein, 
wer und im Vertretungsfalle für wen 
nach außen auftritt.

Das Arbeitsverhältnis einer Mitar-
beiterin oder eines Mitarbeiters kann 
nur dann außerordentlich ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist gekün-
digt werden, wenn die Kündigung aus 
wichtigem Grund gerechtfertigt ist. 
Dazu müssen Tatsachen vorliegen, 
aufgrund derer dem Arbeitgeber unter 
Berücksichtigung aller Umstände und 
unter Abwägung der Interessen bei-
der Vertragsteile die Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist oder bis zu der 
vereinbarten Beendigung eines befris-
teten Arbeitsverhältnisses nicht mehr 
zugemutet werden kann. Das Bundes-
arbeitsgericht hat wiederholt entschie-
den, dass bereits die Ankündigung 
einer zukünftigen, zum Zeitpunkt der 
Ankündigung nicht bestehenden Er-
krankung durch einen Arbeitnehmer 
an sich geeignet sein kann, einen wich-

tigen Grund zur außerordentlichen 
Kündigung abzugeben. Dies gilt ins-
besondere dann, wenn der Arbeit-
nehmer seinen Urlaubsantrag damit 
verbindet, sofern der Arbeitgeber ihm 
keinen Urlaub gewährt, werde er sich 
eben krank schreiben lassen. Den Ar-
beitnehmer kann es in derartigen Fäl-
len dann in der Regel auch nicht mehr 
„retten“, wenn er später tatsächlich er-
krankt. Fraglich war bisher allerdings, 
ob das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung auch dann besteht, wenn 
der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der 
Androhung der Erkrankung bereits 
objektiv erkrankt war. Denn in diesem 
Fall ist der krankheitsbedingt arbeits-
unfähige Arbeitnehmer gar nicht mehr 

-
beitgeber ist nicht berechtigt, diese zu 
verlangen. Einen derartigen Fall hatte 
das Bundesarbeitsgericht in einem 

Urteil vom 12.03.2009 zu entschei-
den. Danach ist es dem Arbeitnehmer 
zwar auch bei tatsächlich bestehender 
Erkrankung verwehrt, die Krankheit 
und ein sich daraus ergebendes Recht, 
der Arbeit fernzubleiben, gegenüber 
dem Arbeitgeber als „Druckmittel“ 
einzusetzen. War der Arbeitnehmer 
zum Zeitpunkt der Ankündigung eines 
künftigen, krankheitsbedingten Feh-
lens aber bereits objektiv erkrankt und 
durfte er auch davon ausgehen, auch 
am Tag des Urlaubs weiterhin wegen 
Krankheit arbeitsunfähig zu sein, kön-
ne nicht mehr angenommen werden, 
sein fehlender Arbeitswille und nicht 
die bestehende Arbeitsunfähigkeit sei 
Grund für das spätere Fehlen am Ar-
beitsplatz. In einem derartigen Fall 
könne, so das Bundesarbeitsgericht, 
daher nicht ohne Weiteres von einer 
eine außerordentliche Kündigung 
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Verlagert sich das Medium des 
Schreibens auch immer mehr vom Pa-
pier zum Monitor, vom Kugelschrei-
ber zur Tastatur, so müssen wir doch 
unsere Muttersprache beherrschen. Ja, 
nun gerade! Was nützt der schönste 
Laserdruck, wenn der Text voller Feh-
ler ist? Zudem: nicht nur die gespro-
chene, auch die schriftliche Sprache 
ist in Bewegung. Die Rechtschreib-
reform von 1996 samt deren Reform 
von 2006 – was hat sie gebracht? Sind 
die Unsicherheiten geringer gewor-
den? Eine eher rhetorische Frage. Und 
so brauchen wir alle den Duden, und 
zwar die neueste Version. 

sind 5000 Wörter hinzugekommen, 
darunter etliche aus der Kommunika-
tionskultur wie twittern (doch muss 
man wirklich englischen Verben die 
deutsche Flektion aufzwingen: down-
geloaded statt heruntergeladen?), und 
neben der Zahnarzthelferin gibt es 
jetzt noch den Zahnarzthelfer. Mit-
hin enthält der neue Duden 135 000 
Stichwörter mit über 500 000 Beispie-
len, Erklärungen, Worttrennungen, 
Aussprache, Stilebenen und Herkunft. 
Schwierige Wörter sind in blauen 
Kästen hervorgehoben. 

   Das Problem bleiben die Zwei-
felsfälle, insbesondere zur Schreibung 
groß oder klein, zusammen oder ge-
trennt. Warum abhandenkommen, 
aber zustande kommen? Die rot her-
vorgehobene Schreibweise entspre-
chend der Reform wurde nun aufge-
geben, sodass die gelb hinterlegte von 
der Dudenredaktion empfohlene Va-
riante augenfälliger und damit nach-

drücklicher wurde. Von Zahncreme, 
Zahnkrem und Zahnkreme erhielt 
die Erste den Apfel. Meinetwegen, 
ich bleibe bei Zahnpasta. Oder lieber 
Zahnpaste? 

Wir blättern also neugierig, bestäti-
gend oder unwirsch; wir können in 169 
alphabetisch geordneten Regeln zur 
Rechtschreibung und Zeichensetzung 
suchen, Hinweise zur Textdarstellung 
und zu E-Mails entgegennehmen so-
wie eine Menge verschiedenartiger 
Tabellen studieren. Und schließlich 
können wir uns elektronisch helfen 
lassen, indem wir die beigegebene 
CD-ROM Duden Korrektor kompakt 
installieren und sie ihre Arbeit tun las-
sen. Die Scheibe enthält sogar zudem 
das ganze Wörterbuch zum digitalen 
Nachschlagen.

Duden. Die 
deutsche Recht-
s c h re i b u n g . 
25., völlig neu 
bearbeitete und 
erweiterte Auf-
lage; Duden-

-

Zürich 2009. 
1216 Seiten, 25 
Euro (ab 1. 1. 
2010 29,95 €)

Arztrechtliche Fragen gewinnen 
praktisch und forensisch zunehmend 
an Bedeutung. Dieser Klassiker der 

Reihe NJW Praxis ist zuverlässige 
Orientierungshilfe und Ratgeber für 
den Praktiker bei der Lösung aller 
wichtigen Fragen rund um das Arzt-
recht. Die Erläuterungen sind praxis-
bezogen, sie wenden sich gleicherma-
ßen an Juristen wie an Mediziner.

vollständig überarbeitet und auf den 
neuesten Stand gebracht. Die Neuauf-
lage bietet nicht nur die – insbeson-
dere bei den Haftungsfragen – gebo-
tene Aktualität der Rechtsprechung, 
sondern auch einen Überblick und 
die gebotene Vertiefung zahlreicher 
wichtiger und aktueller Themen, wie 
u.a. Kostendruck und Haftung, Qua-
litätssicherung sowie Therapiefreiheit 
des Arztes.

Der Band wendet sich an Rechtsan-
wälte, Fachanwälte für Medizinrecht, 
Richter und Mediziner.

Nähere Informationen zu dem Titel 
-

den.

Arztrecht
NJW Praxis 
Band 29, Prof. 
Dr. Dr. Adolf 
Laufs. Prof. 
Dr. Christian 
Katzenmeier/ 
Prof. Dr. Vol-
ker Lipp,
V e r l a g 
C.H.Beck, 6., 
völlig neu be-
arbeitete Auf-
lage, 2009, 531 Seiten, kartoniert € 58,00, 
ISBN: 978-3-406-44842-3

ausgegangen werden. Andererseits 
könnten aber auch die Indizien, die 
für eine widerrechtliche Drohung des 
Arbeitnehmers mit einer künftigen, 
zum Zeitpunkt der Ankündigung nicht 
bestehenden Erkrankung sprechen, so 
gewichtig sein, dass es dem Arbeit-
nehmer obliege, diese zu entkräften. 
Der Arbeitnehmer muss also in einem 
derartigen Fall beweisen, dass er zum 
Zeitpunkt der Androhung bereits ob-
jektiv arbeitsunfähig war.

Für die Praxis bedeutet dies: Droht 
die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter dem 
Arbeitgeber an, sie/er werde sich 
krankschreiben lassen, sofern sie/er 

den beantragten Urlaub nicht erhalte, 
so kann dies eine außerordentliche 
Kündigung rechtfertigen, wenn der Ar-
beitnehmer zum Zeitpunkt der Andro-
hung der Erkrankung tatsächlich nicht 
erkrankt war. Dies gilt selbst dann, 
wenn die Arbeitnehmerin/der Arbeit-
nehmer  später erkrankt. 

Etwas anderes gilt allerdings dann, 
wenn die Arbeitnehmerin/der Arbeit-
nehmer zum Zeitpunkt der Androhung 
der Erkrankung bereits nach objektiven 
Kriterien erkrankt war. In diesem Fall 
rechtfertigt die Androhung der Erkran-
kung nicht ohne Weiteres eine außeror-
dentliche Kündigung. Allerdings kann 
es der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter 

obliegen, den Nachweis über die zum 
Zeitpunkt der Androhung der Erkran-
kung tatsächlich vorliegende Arbeits-
unfähigkeit zu führen. 

Unbedingt zu beachten ist, dass eine 
außerordentliche Kündigung innerhalb 
von zwei Wochen nach dem Zeitpunkt 
erfolgen muss, in dem der Arbeitgeber 

-
nehmerin/des Arbeitnehmers Kenntnis 
erlangte. Wegen der nach wie vor un-

in jedem Fall, vor Ausspruch einer 
fristlosen Kündigung anwaltlichen Rat 
einzuholen.
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Festsitzender Zahnersatz bietet dem Pati-
enten gegenüber abnehmbarem Zahnersatz 
einen oralen Komfort, der mit natürlichen 
Zähnen vergleichbar ist. Im sichtbaren 
Bereich lässt sich festsitzender Zahnersatz 
in den meisten Fällen optisch sehr anspre-
chend gestalten. Allerdings ist eine perfekte 
Rot-Weiß-Ästhetik nur selten erreichbar 
(Abb. 1). 

Der Begriff des festsitzenden Zahner-
satzes war über Jahrzehnte mit klassischer 
Kronen- und Brückenprothetik assoziiert. 
Dessen Ursprünge reichen mit der Zemen-
tierung erster Hülsenkronen bis in das späte 
19. Jahrhundert zurück. Das Spektrum der 
Brücke wird heute durch Adhäsivbrücken, 
rein implantatgetragene Brücken und Zahn-
Verbundbrücken erweitert. 

Die Krone ist ein Bindeglied zwischen 
konservierender und prothetischer Zahn-
heilkunde. Sie grenzt sich nicht nur in ih-
rer Form, sondern auch in ihrer Indikation 
deutlich von Füllung, In-, On-, Overlay 
und Teilkrone ab.  Indikationsgemäß un-
terschieden wird zwischen Schutzkronen, 
Ersatzkronen sowie Stütz- und Veranke-
rungskronen für Zahnersatz. 

Durch die fortschreitende Entwicklung 
der Adhäsivtechnik kann heute oft eine mi-
nimalinvasive, defektbezogene Füllungs-
therapie des Zahnes eine auch ästhetisch 
zufriedenstellende Versorgung ermögli-
chen. Trotzdem ist die klassische Vollkro-
ne bei weitem nicht out. Allein ihre her-
vorragende klinische Langzeitbewährung 
macht sie sowohl bei vitalen, als auch bei 
wurzelkanalbehandelten Zähnen zu einem 
Therapiemittel der ersten Wahl. De Backer 
et al (De Backer, 2007) berichten von einer 
Überlebensrate von 75 Prozent auf vitalen 
bzw. 79 Prozent auf wurzelkanalbehandel-
ten Zahnstümpfen nach einem Zeitraum 
von 18 Jahren. 

Der Überkronung eines Zahnes sollte 
immer dann der Vorzug gegeben werden, 
wenn die plastische Füllungsversorgung 
aus langfristig sekundärpräventiver Sicht 

ungünstig erscheint. Dies kann zum Bei-
spiel bei starken Zahnhartsubstanzverlusten 
ohne ausreichende Retentionsmöglichkeit 
für Füllungen, wurzelkanalbehandelten 
Zähnen im okklusionstragenden Bereich, 
Bruxismus, schweren Abrasionen, Erosi-
onen und Attritionen der Fall sein.

Wird bei avitalen Zähnen die rechtzei-
tige Indikationsstellung zur Überkronung 
versäumt, führt dies nicht selten zu Kom-
plikationen wie Höcker- oder Wandfrak-
turen (Stavropoulou, 2007). Deren Folge 
ist oft die Extraktion des Zahnes. Denn 
trotz potentiell perfekter endodontischer 
Versorgung kann nicht jeder Zahn erhalten 
werden. Insbesondere wenn die biologische 
Breite verletzt oder eine ausreichende Fas-
sung des Zahnes in gesunder Zahnhart-
substanz nicht mehr gewährleistet werden 
kann, ist die Überkronung eines Zahnes 
kontraindiziert.

Hohe ästhetische Anforderungen können 
im Seitenzahngebiet heute mit vollkera-
mischen Einzelkronen vorhersagbar erfüllt 
werden. So zeigen Kronen aus Silikatglas-
keramik (Empress2®) eine Überlebensrate 
von 100 Prozent nach 50 Monaten (Mar-
quardt, 2006) (Abb. 2).  

Darüber hinaus kann als wesentliche Er-
rungenschaft und Indikationserweiterung 
angesehen werden, dass vollkeramische 
Kronen auch ohne früher übliche invasive 
Präparationen möglich sind (Abb. 3). 

In der modernen Prothetik konkurrieren mit 
der Brücke heute u. a. der kieferorthopä-
dische Lückenschluss, die Nichtversorgung 
oder insbesondere das Implantat. Wichtig 
ist eine Einbindung in ein therapeutisches 
Gesamtkonzept. Mit der Entscheidung für 
eine bestimmte Zahnersatzform treffen Be-
handler und Patient meist einen richtungs-
weisenden Entschluss, welcher Folgethe-
rapien und Folgekosten für den Patienten 
notwendig machen kann. Besteht hierüber 

zur Auseinandersetzung.
-

sorgung von Schaltlücken sollten folgende 
Aspekte bedacht werden: 

Brücken zählen zu den langlebigsten 1.
Therapiemitteln überhaupt. Hervor-
ragende klinische Langzeitdaten auf 
höchstem Evidenzlevel liegen vor. So 
belegen Metaanalysen Überlebensraten 
von 74 Prozent nach 15 Jahren, wobei 
nach 10 Jahren weniger als 5 Prozent 
der Pfeilerzähne verloren gehen (Scurria 
1998; Creugers 1994). 
Brücken können aufgrund des alveolären 2.
Kollapses kein natürliches Durchtritts-

das Implantat Vorteile (Abb. 4). 
Besonders bei älteren und parodontolo-3.
gisch vorgeschädigten Patienten haben 
Brücken, auch weitspannige, eine sehr 
gute Langzeitbewährung (Budtz-Jørgen-
sen, 1990) (Abb. 5). 
Implantate scheinen bei Parodontitis-4.
patienten nach aktuellen Reviews eine 
höhere Misserfolgsrate aufzuweisen 
(Klokkevold, 2007). 
Weitspannige Brücken, die dem An-5.
teschen Gesetz widersprechen, haben 
zwar primär eine geringe Überlebens-
wahrscheinlichkeit (Leempoel 1995). 
Eine adäquate Nachsorge vorausgesetzt, 
belegen Untersuchungen aber selbst bei 
weitspannigen Versorgungen gute Er-
gebnisse (Lulic 2007; Leempoel 1995; 
Kanno 2008) (Abb. 6). 
Brücken gewährleisten auch unter Pra-6.
xisbedingungen eine hohe Therapiesi-
cherheit. 
Prinzipiell unterschieden werden End-
pfeilerbrücken und Extensionsbrücken
(Abb. 7a und b). 

Die Überlebensrate von Extensionsbrücken 
ist im Vergleich zu Endpfeilerbrücken ge-
ringer. Dennoch kann die Extensionsbrü-
cke in bestimmten Fällen, zum Beispiel 
zum Aufbau einer Prämolarenokklusion 
bei verkürzter Zahnreihe, eine Therapie-
option sein. So verbleiben nach 10 Jahren 
durchschnittlich 82 Prozent der Extensi-
onsbrücken in situ, davon allerdings nur 
63 Prozent ohne Komplikationen wie 
Vitalitätsverlust, Fraktur, Karies oder Re-
tentionverlust (Pietursson 2004). Unter 

zahnärztlichen Implantatversorgungen, aber auch die sinkende Patientenakzeptanz herausnehmbarer Prothesen führten in 

der zahnärztlichen Implantologie und der Erforschung neuer Werkstoffsysteme stehen dem praktizierenden Zahnarzt heute 
zahlreiche Therapiemöglichkeiten offen, welche den Indikationsbereich festsitzender Versorgungen bis hin zum zahnlosen 
Kiefer erweitern können. Voraussetzung für den langfristigen Erfolg festsitzender Versorgungen ist allerdings nach wie vor 
eine kritische Überprüfung der Indikation und die Beachtung von Indikationsgrenzen. Der folgende Artikel soll daher einen 
kritischen Überblick über aktuelle Trends und traditionelle Therapieformen geben. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf ak-
tuellen Daten zur klinischen Langzeitbewährung und individuellen Indikationsgrenzen der einzelnen Versorgungsformen.
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Akzeptanz eines geringeren Funktions-
niveaus, kann sie dem Patienten oft einen 
herausnehmbaren Zahnersatz ersparen. Ihr 
Indikationsbereich beschränkt sich in der 
Regel jedoch auf einen prämolarenbrei-
ten Ersatz unter Einbeziehung mindestens 
zwei vitaler Pfeilerzähne. Voraussetzung 
ist dabei eine entsprechende Präparation, 
welche sowohl substanzschonend als auch 
retentiv ist und welche der Richtung der 
potentiellen Ablösung entgegengerichtet 
ist. Die Verwendung avitaler Zähne als 
Extensionsbrückenpfeiler ist aus heutiger 
Sicht kontraindiziert. Hier besteht ein er-
hebliches Frakturrisiko, was sich in einer 
Überlebensrate von 52 Prozent versus 74 
Prozent nach 16 bis 18 Jahren widerspie-
gelt (De Backer 2007) (Abb. 8 und 9). 

Für die Kronen- und Brückenprothetik ste-
hen heute unter anderem folgende Werk-
stoffe und Werkstoffsysteme zur Auswahl: 

Metallguss (Edel- oder Nichtedelme-
tallegierungen, Titan) 
Keramisch verblendeter Metallguss (auf-
brennfähige Edel- oder edelmetallfreie 
Legierung)
Silikatglaskeramiken 
Keramisch verblendete Hartkernkera-
miken (Zirkondioxid- oder Aluminium-
oxidkeramik)
Am längsten bewährt und mit unerreich-

ten klinischen Langzeitdaten ausgestattet 
sind noch immer metallgerüstbasierte Kro-
nen und Brücken. Aktuelle Untersuchungen 
belegen eine Überlebensdauer von ca. 66 
Prozent selbst nach 20 Jahren (De Backer, 
2006). Im Hinblick auf Passgenauigkeit 
und metallkeramischen Verbund können 
hochgoldhaltige Edelmetallegierungen, 
in vielen Fällen aber auch edelmetallfreie 
Legierungen auf Kobaltbasis empfohlen 
werden. 

Für ästhetisch anspruchsvolle Patienten 
stehen für Einzelkronen auch vollkera-
mische Materialien zur Verfügung. Prinzi-
piell zu unterscheiden sind dabei die bereits 

-
likatglaskeramiken von den verblendeten 
Hartkernkeramiken auf Aluminiumoxid- 

oder Zirkondioxidbasis. Sowohl für glas-

Überlebensrate für silikatglaskeramische 
Seitenzahnkronen: 100 Prozent) als auch 
für verblendete Hartkernkeramiken (Sechs-
Jahres-Überlebensrate für Al2O3-basierte 
Kronen im Front-/Seitenzahnbereich: 97 
Prozent/91 Prozent) konnten bei Einzel-
zahnversorgungen gute Überlebensraten 
nachgewiesen werden (Marquadt, 2006; 
Walter, 2006). 

Silikatglaskeramiken gewährleisten 
eine sehr gute Ästhetik. Diese werden in 
aller Regel adhäsiv befestigt. Gerüste auf 
Aluminium- oder Zirkondioxidbasis kön-
nen ebenfalls ästhetisch sehr ansprechend 
gestaltet werden. Außerdem ist bei diesen 
Werkstoffen eine konventionelle Zemen-
tierung möglich. Vollkeramische Brücken 
können noch nicht als Standardversorgung 
angesehen werden, da entsprechende Lang-
zeitdaten rar sind. Dies gilt auch für das in 

verwendete Zirkondioxid. Voraussetzung 
sind dabei eine ausreichende Verbinderstär-
ke und anatomisch geformte, „intelligente“ 
Brückengerüste. 

Von zahlreichen Seiten her werden 
derzeit vollkeramische Versorgungen, 
insbesondere Versorgungen auf Zirkondi-
oxidbasis, stark umworben. Einige Zahn-
arztpraxen propagieren bereits ein metall-
freies Versorgungskonzept. Unbestritten 
lassen sich mit vollkeramischen Versor-
gungen ästhetisch herausragende Therapie-
ergebnisse erzielen. Die Evidenzlage zur 
klinischen Bewährung ist derzeit allerdings 
noch sehr schwach. Auch wenn zahlreiche 
wissenschaftliche Untersuchungen derzeit 
die Stabilität der Zirkondioxidgerüste be-
stätigen, stehen aktuelle klinische Lang-
zeitdaten für die Bewährung der gesamten 

Abb 1: Festsitzende Oberkieferrestaura-
tion mit kompromissbehafteter Rot-Weiß-
Ästhetik.

Abb 2: Vollkeramische Einzelkronen im 
Seitenzahnbereich

Abb 3: Substanzschonende Präparation 
im Oberkieferfrontzahnbereich zur Auf-
nahme von vollkeramischen Einzelkronen 
(Hartkernsystem Al2O3) bei einer 70-jäh-
rigen Patientin. Aufgrund der langen kli-
nischen Kronen wurde eine konservative 
Hohlkehlpräparation mit leicht subgingi-
valer Präparationsgrenze gewählt. 

Abb 4: Vergleich der Rot-Weiß-Ästhetik 
bei Brücke (l.) und Implantat (r.)

Abb 5: Festsitzende Versorgung aus Skan-
dinavien, etwa um 1970; Sammlung: H. 
Landt

Abb 6: Brücke von 33 auf 38 nach zehn 
Jahren in situ. Trotz geringfügiger Pas-

-
spannigen Restauration. 

Abb. 7a und b: links: Endpfeilerbrücke 
zum Ersatz von 14 und 15; rechts: Exten-
sionsbrücke zum Ersatz von 35 im Unter-
kiefer
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Konstruktionen inklusive Verblendkeramik 
über einen Fünf-Jahres-Zeitraum hinaus 
noch nicht zur Verfügung. 

Auch wenn eigentliche Gerüstfrakturen 
selten waren, treten nach fünf Jahren zu 
einem hohen Prozentsatz Sekundärkaries 
(22 Prozent) und Verblendungsfrakturen 
(„Chipping“) (15 Prozent) auf (Sailer, 
2007). Ob die Hartkernkeramiken in Zu-
kunft metallische Kronen- und Brückenge-
rüste vollkommen zu ersetzen vermögen, 
bleibt abzuwarten und wird von den Auto-
ren bezweifelt. 

Zahnreiche Patienten, welche noch vor 
20 Jahren mit abnehmbarem Zahnersatz 
versorgt worden wären, können heute die 
Vorteile festsitzender Versorgungen für 
sich in Anspruch nehmen. Bedingung dafür 
ist eine Gestaltungsart des Zahnersatzes, 
welche den langfristigen Erhalt der Rest- 
und Ankerzähne ermöglicht. Nicht nur bei 
parodontal vorgeschädigten Gebissen ist 

auf eine adäquate, altersgerechte Hygiene-
fähigkeit des Zahnersatzes zu achten. Wo 
immer vertretbar sollte eine supragingivale 
Präparationsgrenze gestaltet werden. Ne-
ben der günstigeren Reinigungsmöglich-
keit seitens des Patienten, ist dabei auch 
eine frühzeitige Sekundärkariesdiagnostik 
durch den Zahnarzt möglich. Auch die 
Gestaltung des Restaurationsrandes kann 
individuell nach der zu erwartenden ästhe-
tischen Beeinträchtigung gewählt werden 
(Abb. 11). 

Die substanzschonende Präparation 
für festsitzenden Zahnersatz sollte sich in 
erster Linie nach den Erfordernissen des 
verwendeten Materials richten. Weitere 

Patienten, die Zahnanatomie und der Grad 
des Zahnhartsubstanzverlustes (Abb. 12). 

Wo ästhetische Belange nicht im Vor-
dergrund stehen, sollte auch heute die klas-
sische, unverblendete Gusskrone als The-
rapieoption beachtet werden. Sie verbindet 
ideal die substanzschonendste Präparation 
mit einer exzellenten Langzeitbewährung 
(Abb. 13). 

Für Kronenpräparationen wird heute 
in den meisten Fällen eine Hohlkehlprä-
paration angewandt. Unterschieden wird 

-
gusskronen und einer tiefen Hohlkehlprä-
paration für verblendete Kronen. Eine aus-
reichende Retentionsmanschette von zirka 
drei Millimeter und ein Präparationswinkel 
von zirka sechs Grad sind dabei anzustre-
ben. Bei Verwendung vollkeramischer 
Materialien ist auf eine etwas konischere 
Stumpf- und abgerundete Präparationsform 
zu achten. Stufenpräparationen sind nur 
noch bei Kronen aus Silikatglaskeramik 
empfehlenswert. Für CAD/CAM-Systeme 
wird eine optisch erfassbare, hoch präzise, 
abgerundete Präparation mit gleichmä-
ßigem Substanzabtrag angestrebt. 
Fazit: Nicht Vollkeramik ist in, sondern 
eine befundbezogene, individuelle Materi-
alwahl. 

Mit der Einführung der Adhäsivtechnik und 
neuer, glasfaserverstärkter Kunststoffstifte 
hat sich die Palette der Aufbaumöglich-
keiten stark zerstörter Zähne beträchtlich 
erweitert. Die stereotype Versorgung wur-
zelkanalbehandelter Zähne mit gegossenen 
Stiftaufbauten ist einer individuellen und 
hartsubstanzabhängigen Aufbaustrategie 
gewichen. 

Vor der Kronenpräparation können sehr 
kleine, zirkulär wandbegrenzte Kavitäten 
mit Glasionomerzementen aufgebaut wer-
den. Die Indikation ist allerdings sehr eng 
zu stellen, da keine nennenswerte Haft-
wirkung am Dentin erzielt wird. Mit der 

Entwicklung wirksamer Dentinadhäsive 
steht mit den Compositen eine sehr potente 
Materialgruppe zum Stumpfaufbau zur 
Verfügung, sodass besonders bei größeren 
Zahnhartsubstanzverlusten der adhäsive 
Aufbau das Mittel der Wahl ist. Eine abso-
lute Trockenlegung ist dabei anzustreben. 
Ist eine zusätzliche Stiftverankerung indi-
ziert, sollte der Einsatz glasfaserverstärkter 
Stifte kritisch mit dem zu erwartenden 
Frakturrisiko abgewogen werden. Sind 
weite Teile der gesamten Zahnkrone ver-
loren gegangen, kann nach wie vor ein im 
Angusstechnik hergestellter Stiftstumpfauf-
bau empfohlen werden. Allerdings wird die 
erhoffte Stabilisierung des Zahnes durch 
einen zusätzlichen Stift in aktuellen Un-
tersuchungen widerlegt. Offensichtlich 

Abb 12: Befundbezogene, zahnhartsub-
stanzschonende Präparations- bzw. Res-
taurationsformen.

Abb 11: Befundbezogene Gestaltung der 
Kronenränder: vestibulär an 24/25 un-
sichtbar durch subgingivale Lage und ke-

-
gestaltung, da von Oberlippe verdeckt; 

nach approximal auslaufend.

teil- und unverblendete Kronen im ästhe-
tisch unkritischen Seitenzahnbereich 

-
tensionsbrücke: Wurzelkanalbehandelter 
Pfeiler 34 mit apikaler Aufhellung und 
Fraktur nach kurzer Tragezeit der Ver-
sorgung. Aufgrund der Komplikation se-
kundär schlechtere Voraussetzungen für 
potentielle Implantation. 

Abb 9: Stumpfpräparation für eine Exten-
sionsbrücke: Die retentive Präparation 
ist der zu erwartenden ablösenden Kraft 
entgegengerichtet.
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trägt der Stift selbst in vielen Fällen zum 
frühzeitigeren Zahnverlust nach Stift- oder 
Wurzelfraktur bei. Deshalb sollte eine en-
dodontische Behandlung eines Zahnes zum 
pimären Ziel einer Stiftverankerung heute 
eine absolute Ausnahme bleiben. 

Für alle Formen des Stiftstumpfaufbaus 

Übergreifens der Aufbaugrenze mit der 
-

substanz. Mit dem so bezeichneten „Fass-
reifeneffekt“ (Ferrule-Effekt) wird das 
Frakturrisiko deutlich minimiert (Cheung 
2005). Vermag der Behandler es nicht, die 
Präparationsgrenze eines Zahnes vollstän-
dig in gesunde Zahnhartsubstanz zu verle-
gen, weil der Mindestabstand zum Alveo-
larknochen von 2mm (Biologische Breite) 
nicht mehr garantiert werden kann, muss 
die Indikation zur Überkronung kritisch 
hinterfragt werden. Durch eine entspre-
chende chirurgische Kronenverlängerung 
ist in manchen Fällen eine akzeptable Aus-
gangssituation  erzielbar (Abb.14a und b). 

Diese Form sei an dieser Stelle nur ge-
nannt, sie ist Gegenstand eines folgenden 
Fachbeitrages (Anm. d. Red.).

Prinzipiell zu unterscheiden sind rein im-
plantatgetragene, festsitzende Versorgungen 
von Verbundkonstruktionen zwischen na-
türlichen Zähnen und Implantaten. 

Mittlerweile vollständig im zahnärzt-
lichen Therapiespektrum integriert ist das 
Einzelzahnimplantat. Indiziert vor allem 

bei karies- bzw. füllungsfreien Nachbar-
zähnen ist es zur Versorgung einer ein-
zelnen Schaltlücke oft das Therapiemittel 
der Wahl. Bedingung dabei ist, wie bei 
allen Implantatversorgungen, ein ausrei-
chendes lokales Knochenangebot bzw. die 
Möglichkeit, ein solches zu schaffen. Eine 
ungemein große Vielfalt an Implantaten, 
Implantationssystemen, Planungs- und 
Diagnostiksoftware etc. steht heute dem 
implantologisch tätigen Zahnarzt zur Ver-
fügung. Die Diagnostik und Planung einer 
Implantatversorgung bis hin zur Erstellung 
einer entsprechenden Bohrschablone sollte 
dabei möglichst in der Hand des Protheti-
kers liegen. 

Implantatgetragene Brücken bedürfen 
einer sehr eingehenden Behandlungspla-
nung. Erfahrungen und Indikationen von 
natürlichen Pfeilerzähnen können nicht 
ohne weiteres auf Implantate übertragen 
werden. Im Oberkiefer ist meist eine hö-
here Anzahl von Implantaten erforderlich, 
um festsitzend zu versorgen. 

Die unterschiedliche Beweglichkeit von 
natürlichen Zähnen und Implantaten, mit 
ihrer parodontalen Verankerung einerseits 
und einer ankylotischen, starren Knochen-
verbindung andererseits, führte über einige 
Jahre hinweg zu einer sehr vorsichtigen 
Anwendung von Verbundkonstruktionen. 

Befürchtet wurden Dezementierungen 
und Implantatüberlastung. Heute werden 
Verbundbrücken durchaus als langfristig 
erfolgreich eingeschätzt, sofern die Indika-
tionsgrenzen nicht überschritten werden. In 
der aktuellen Stellungnahme der DGZMK 
werden sie in der zu Implantatversorgungen 
ausdrücklich als Therapieoption erwähnt. 

Die verschiedenen Formen des festsit-
zenden Zahnersatzes sind heute aktueller 
denn je. Die Bandbreite der verschiedenen 
Therapieoptionen hat dabei stark zugenom-
men. Der Anteil an hochwertiger Evidenz 
hat sich etwas erhöht, wobei für einzelne 
Restaurationsformen sehr gute Langzeit-
bewährungen festgestellt wurden. Wichtig 
ist in jedem Fall die Erstellung eines the-
rapeutischen Gesamtkonzeptes bzw. eines 

-
nen Patienten. Diese Ziele können dabei 
vollkommen unterschiedlich sein und rich-
ten sich einerseits nach objektiv klinischen 
Daten und Befunden, andererseits nach den 
sogenannten „weichen“ Kriterien wie per-
sönliche Einstellung und Umgebung des 

-
elle Rahmenbedingungen. Es ist zu erwar-
ten, dass diese Faktoren in Zukunft erheb-
lich an Bedeutung gewinnen werden. 

-
piemittel können „in“ oder „out“ sein, die 

ist und bleibt dagegen ein „Evergreen“ 
(Abb. 15a-d).

Wir danken für den Nachdruck aus dem Zahn-
ärzteblatt Sachsen.
Der nächste Teil erscheint in einer der folgenden 
Ausgaben.

Abb 14a und b: UK Frontzähne eines Pa-
tienten mit starken Parafunktionen, vor 
und nach chirurgischer Kronenverlänge-
rung.

Versorgung nach zehn Jahren in situ: Nach Komplikation im 3. Quadranten und patien-
tenseitiger. Ablehnung einer Implantatversorgung: Belassen der Restaurationen und Er-
haltung eines reduzierten Funktionsniveaus, welches von der Patientin akzeptiert wird.
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Dr. Paul-Friedrich Zimmermann 
(Ueckermünde) am 19. Oktober,
Zahnärztin Ute Reinartz (Rostock)
am 28. Oktober,
Dr. Ilse Heerdt (Retgendorf)
am 2. November, 

Dr. Karin Krause  (Rostock)
am 17. Oktober,
Zahnarzt Erich Oswald (Rostock)
am 30. Oktober,
Dr. Frank Buchsbaum (Cambs)
am 3. November, 

Zahnärztin Marlis Böttner 
(Mistorf) am 13. Oktober, 
Dr. Gabriele Hanschke 
(Admannshagen) am 17. Oktober, 
Dr. Bodo Böttcher (Boltenhagen)
am 24. Oktober,
Zahnärztin Susanne Abel 
(Zinnowitz) am 30. Oktober, 
Prof. Dr. Klaus Buth (Greifswald)
am 3. November,
Dr. Martin Tomuschat 
(Ludwigslust) am 4. November,

Zahnarzt Dietrich Jäckle 
(Neubrandenburg) am 18. Oktober,
Gudrun Schmidt (Teterow)
am 28. Oktober,
Zahnarzt Eckhard Thiede 
(Neubrandenburg)
am 3. November,
Dr. Silvia Kubetschek 
(Neubrandenburg)
am 4. November,
Zahnärztin Bärbel Grindel 
(Stralsund) am 7. November,

Zahnärztin Liane Wellenbrock 
(Lübz) am 2. Oktober,
Prof. Dr. Bernd Kordaß 
(Greifswald) am 20. Oktober,
Dr. Gudrun Albrecht (Carlow)
am 25.Oktober,
Zahnarzt Dirk Peters (Jarmen)
am 31. Oktober und
Zahnarzt Jörg Linzen (Saßnitz)
am 7. November

Zuschriften auf Chiffre-
Anzeigen senden Sie bitte 

unter Angabe der 
Chiffre-Nummer an 

Wir trauern um

Admannshagen

geb. 19.07.1940
gest. 28.08.2009

Wir werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Zahnärztekammer
Mecklenburg-Vorpommern

Kasssenzahnärztliche Vereinigung
Mecklenburg-Vorpommern

Suche für meine Praxis in Stralsund
ZÄ/ZA als Nachfolger. Chiffre: 0768

Moderne oralchirurgische Praxis in der
Rostocker Innenstadt – sucht engagierte,
professionelle ZFA mit chirurgischem
Fachwissen. Chiffre: 0771

ZAH in Grimmen gesucht. Stuhlassist.,
PC-Kenntn., 30 Std./Wo. Chiffre: 0769

Thomas-Mann-Str. 12
18055 Rostock

Tel. 0381 – 444 358 0
Fax 0381 – 444 358 19

www.ra-klopsch.de
info@ra-klopsch.de

Ronald Klopsch
Fachanwalt für Medizinrecht

Aigerim Rachimow
Rechtsanwältin

Ihre Rechtsanwaltskanzlei in allen arzt- 
und praxis-rechtlichen Angelegenheiten, u. a.:

Anzeige

http://www.ra-klopsch.de
mailto:info@ra-klopsch.de
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State of the Art
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Anzeige

Dr. Ihde
Verkaufsbüro Mitte: 

Verkaufsbüro Berlin:

Qualität ohne Kostendruck

kompatibel zu Straumann Regular Neck® (1)

sichere Lösung für jede Situation
® erhältlich

® aus unserer S-Klasse

®

Abdruckpfosten
Laboranalog
Abutment (gerade oder anguliert)
Kunststoffbasis ausbrennbar

Aktionspreis
99,90 €

Katalogpreis: 124,60 €

®

chirurgische Schraube
Bohrer

Aktionspreis
99,90 €

Katalogpreis: 162,60 €

Dr. Steinhoff, Wadersloh
„Für den Unterkiefer des 32-jährigen 
Patienten entschieden wir uns für vier 
zylindrische SSO-Implantate (Durch-
messer 4.1 und Länge 13 mm).“
Den vollständigen Anwenderbericht 
schicken wir Ihnen gern zu.

(1) Regular Neck® ist eine eingetragene
   Marke der Institut Straumann AG
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